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Auguſt Kaden

Sonnabend nachmittag iſt nach kurzem Krankenlager im
Krankenhauſe zu Dresden der Genoſſe Auguſt Kaden in
einem Alter von knapp 62 Jahren verſchieden. Zu einer
Lungenkrankheit, die ihn aufs Krankenbett warf, trat in letzter
Zeit noch ein ſchweres Blaſenleiden und Herzſchwäche hinzu.
Jn dieſen Tagen, in welchen wir die Erinnerung an die erſte
deutſche ſozialdemokratiſche Organiſation, an den Allgemeinen
deutſchen Arbeiterverein feiern konnten, iſt er, einer der weni-
gen unter uns, die, wenn nicht an ihrer Wiege geſtanden, ſo
doch in ihren erſten jungen Jahren zu ihr gehörten, von uns
gegangen.

Auguſt Kaden verkörperte in ſich nicht nur eine lange Spanne
des ſächſiſchen Parteilebens und der Dresdener Parteitätigkeit,
ſondern auch von Anbeginn an ein bedeutſames Stück der all-
gemeinen deutſchen Parteigeſchichte. Wie er ſehr bald nach der
Gründung in ganz jungen Jahren dem Allgemeinen deutſchen
Arbeiterverein beitrat, ſo hat er bis zur Stunde immer in den
erſten Reihen der proletariſchen Kämpfer geſtanden, und die
deutſche Partei hat ihm ſeit 1890, ſeit ihrer Reorganiſation
nach dem Fall des Sozialiſtengeſetzes, eins der höchſten Ehren-
ämter übertragen, die ſie zu vergeben hat, die Mitgliedſchaft
in der Kontrollkommiſſion und in ihr nach Heinrich Meiſters
Tode den Poſten des Vorſitzenden.

Es war weniger ein beſonderes geiſtiges Ueberragen, weniger
ein äußerliches Hervortreten, als ein außergewöhnlich hohes
Maß von perſönlicher Zuverläſſigkeit, von tapferer, gerader
Aufrichtigkeit und von einer ſeltenen charaktervollen Energie,
das ihn an dieſe Stelle gebracht hat. Es war aber auch ein be
ſonderes Maß von innerer Liebenswürdigkeit, von freund
ſchaftlicher Verkehrsart, das ihm in jeder Korporation, in der
er ſich zeigte, eine erſte Stelle und viele perſönliche Freunde,
Verehrer und nacheifernde Gefolgſchaft ſicherte. So wird man
ihn in der Partei in der Erinnerung behalten dabei aber
auch voller wehmütiger Dankbarkeit ſeines kräftigen Humors
gedenkend, der ihm alle Menſchen ſo ſchnell nahe brachte, und
der ſelbſt in den ſchwierigſten Situationen niemand vergeſſen
ließ, daß hier, auch über alle Gegenſätze hinweg, ein Menſch
zu Menſchen ſprach. Dieſer ſein Charakter hat ihn in ganz
beſonderer Art zum Vorſitzenden der Kontrollkommiſſion ge
eignet gemacht; er hat ihn erprobt und geſtählt in einer faſt
50jährigen Partei- und Gewerkſchaftstätigkeit, und Erfahrun-
gen und Erlebniſſe des eigenen Lebens und der Schickſale an-
derer haben Auguſt Kaden zu einem ſo beſonderen Menſchen
geformt.

Auguſt Kaden wurde als das Kind armer Proletarier am
26. September 1850 in Großenhain geboren. Er beſuchte vier
Jahre lang in der Nähe die Dorfſchule und dann die Bürger
ſchule in ſeinem Geburtsort. Darauf wurde er Zigarren-
macher; dieſen Beruf hat er in wechſelnden Stellungen als Ar-
beiter ausgeübt, bis er ſich vor Jahrzehnten ſelbſtändig machte.
Jm Dezember 1865 trat er ſchon dem Allgemeinen deutſchen
Zigarrenarbeiter-Verein bei, der unter Fritzſches Führung eben
gegründet worden war. Mit 17 Jahren wanderte er durch die
Schweiz, durch Baden und um dieſelbe Zeit wurde er Mitglied
des Allgemeinen deutſchen Arbeitervereins. Bald darauf kehrte
er in ſeine Heimat Sachſen zurück und blieb von 1874 bis 1883
in Dresden, wo er ſich dann ſelbſtändig machte. Er hat hier
in dem Kampfe zwiſchen den Eiſenachern und den Laſſalleanern
voll treuer Liebe und mit ſtarker Kraft an den Laſſalleanern
feſtgehalten. Aber er wurde ein ebenſo glühender Vertreter
der Vereinigungsidee und der geeinigten Partei; als die Zeit
über den Einzelnen hinweg ging und die feindlichen Brüder
vereinte. Unter dem Sozialiſtengeſetz kam auch für ihn die
Zeit des wahrhaften Heldentums. Damals hat er nicht nur
Partei und Gewerkſchaft mit all ſei er Feſtigkeit verteidigt und
trotz aller Schikanen vorwärts zu bringen verſucht, damals hat
er auch perſönlich geopfert, was nur immer die Not der Zeit
erheiſchte. Dieſe ſeine Tätigkeit unter dem Sozialiſtengeſetz
war es insbeſondere, die die ſächſiſche Arbeiterſchaft 1885 ver-
anlaßte, ihn für Dresden-Neuftadt in den Landtag zu ſchicken.
Bis 1897 hat er die Jntereſſen des ſächſiſchen Proletariats hier
vertreten. Als der infame ſächſiſche Wahlrechtsraub dies
weiterhin unmöglich machte, ſchickte ihn derſelbe Kreis 1898 in
den Reichstag, wo er ſeitdem den Kreis ununterbrochen vertrat.
Es verſteht ſich, daß er nebenher in Dresden alle Vertrauens-
ämter in der Partei durchlaufen hat. Jm beſonderen hat er
unſerem Dresdener Parteiverlage nicht nur den Namen, ſon
dern auch einen großen Teil ſeiner organiſatoriſchen und ge-
ſchäftlichen Kraft und Tüchtigkeit gegeben.

Kadens Tod reißt an mehr als einer Stelle in der deutſchen
Partei eine bedeutſame Lücke, und an allen den Stellen, wo er
jemals geſtanden hat, wird man dieſen braven, tüchtigen und
zuverläſſigen Menſchen auf das ſchmeyzlichſte vermiſſen. An
ſeinem Sarge trauert mit ſeiner Familie, mit ſeinen engeren
Freunden die geſamte deutſche Partei, und alle, die ihm in
Partei, Gewerkſchaft und Genoſſenſchaft im perſönlichen Leben
nähertreten konnten, werden dieſem ſeltenen Menſchen für alle
Zeiten ein treues und ehrendes Andenken bewahren. Das Bei-
ſpiel ſeines Lebens und ſeiner Tätigkeit aber wird für alle
Zeiten ein Muſter bleiben, das Nacheiferung weckt, und ein
leuchtendes Vorbild von Treue und Aufopferung für die prole-
tariſche Bewegung wird es, wie in der Vergangenheit, ſo auch
für die Zukunft ſein.

Vom „Iherſten Kliegshetcr'

Bei der Kommiſſionsberatung der neuen Militärvorlage
haben unſere Genoſſen fortwährend verſucht, rückſtändige oder
ſchädliche Einrichtungen zu beſeitigen, die auf Koſten der
Kriegstüchtigkeit nur dem äußeren pomphaften Paradeweſen
dienen natürlich vergebens. Denn wenn auch bei der Be-
kämpfung dem Regierungsvertreter die guten Gründe aus-
gingen, ſo hatte er immer noch einen letzten Vernunftgrund,
vor dem ſich die bürgerlichen Parlamentarier ehrfurchtsvoll
beugten: „die Kommandogewalt des Kaiſers.“
Die Armee, ſo ſollte das beſagen, iſt eine Privatangelegenheit
des Kaiſers; was wollt ihr, Ziviliſtenpack des Reichstages,
da hineinreden? Jhr habt bloß die Gelder zu bewilligen, aber
die innere Organiſation geht euch nichts an!

Das geht nun allerdings über den Wortlaut der Verfaſſung
hinaus; wenn auch hier genau wie in anderen Ländern
dem Fürſten als demjenigen, der die Geſetze auszuführen hat,
das Recht der Ernennung aller Beamten ſo gut wie die innere
Organiſation der Armee und die Kommandogewalt über ſie
zuſteht, ſo bedeutet das doch nicht, daß das Parlament nicht mit
dreinzureden hätte, wie es in der ganzen Verwaltung mit
dreinredet. Aber die Sache liegt in Deutſchland doch noch
anders als in weſteuropäiſchen Ländern. Auch wo der Wort-
laut ihrer Verfaſſung übereinſtimmt, iſt das wirkliche Weſen
dieſer Verfaſſungen grundverſchieden, weil die realen Macht-
verhältniſſe verſchieden ſind. Jn einem Beitrag zu dem der
Militärvorlage gewidmeten Reklameheft der Jlluſtrierten Zei-
tung legt Profeſſor Delbrück dar, daß hinter dem trocknen
Verfaſſungsparagraphen der Kommandogewalt etwas viel er-
habeneres und größeres ſteht, ein viel innigeres und tieferes
Verhältnis zwiſchen Kaiſer und Armee; er ſei nicht einfach
der Kommandierende, er iſt der „oberſte Kriegsherr“.

Die Darlegungen Delbrück Aber das. in die Worte ent
haltene ſpezifiſch preußiſche Verhälinis, das in anderen Län-
dern fehlt, und um das die anderen Länder uns zwar nicht
beneiden aber doch beneiden ſollten, ſind ſehr beachtenswert.
Wo er zuerſt auf das Treueverhältnis in den altgermaniſchen
Gefolgſchaften zurückgreift, da wird er allerdings das Opfer
einer ſeit 1870 in die deutſche Bourgeoiſie eingeriſſenen Unſitte,
ſich für ihre neuen Großmachtgefühle durch Ausgrabung ger-
maniſcher Namen und Formen die richtige Heldenpoſe zu
ſchaffen und ſogar ihre Laſter, wie ihre kriecheriſche Feigheit
den Fürſten gegenüber, als die altdeutſche Tugend der Treue
zu feiern. Denn in Wirklichkeit hat die moderne Armee mit
den beuteluſtigen Gefolgſchaften jener Zeit, die auf eigene
Fauſt zur Plünderung alter Kulturländer auszogen, nichts
gemein.

Dann kommt er aber von der reaktionären Romantik in das
Gebiet der wirklichen Geſchichte; der Begriff des oberſten
Kriegsherrn wurzelt in der preußiſchen Geſchichte, in der Zeit,
als die preußiſchen Fürſten die Armee ſchufen. Nach dem
dreißigjährigen Kriege nahm der Kurfürſt Söldnertruppen in
ſeinen Dienſt, um ſie als Werkzeuge des Abſolutismus zu be-
nutzen. Jn Weſteuropa war auch die Armee der von ihnen
bezahlten und ihnen daher ergebenen Soldtruppen die erſte
mächtige Waffe der Fürſten geweſen die zweite war die
Bureaukratie in ihrem Dienſte ihre abſolute Macht über die
Vaſallen zu errichten und einen einheitlichen Staat zu grün-
den. Auch die preußiſchen Fürſten mit ihrer Armee haben
immer mehr Provinzen und Landſtücke zuſammengerafft. Jn
dem Weſen dieſer Armee als Söldnerheer beruht nun nach
Delbrück das perſönliche Verhältnis zwiſchen Fürſt und Armee
das in dem Worte oberſter Kriegsherr ausgedrückt wird; wer
ſich freiwillig in den Dienſt eines Fürſten begibht, und zwar
nicht als Lakai oder Beamter, ſondern auf Grund einer „Ver-
pflichtung auf Tod und Leben“, der tritt in eine viel engere
perſönliche Beziehung zum Fürſten, er wird zu ſeinem Kame-
raden, „er wird der Ehre des Kriegerdienſtes gemäß geachtet
und gehalten“

Jn mehr als einer Hinſicht muß man hier ſtutzig werden.
Erſtens würde dieſe Begründung der Theorie vom oberſten
Kriegsherrn das Gegenteil deſſen beweiſen, was ſie beweiſen
ſoll; denn wäre ſie richtig, ſo müßte mit dem Verſchwinden
der Söldnerheere auch das perſönliche Verhältnis verſchwunden
ſein und könnte bei unſeren modernen Armeen von einem
oberſten Kriegsherrn keine Rede mehr ſein. Aber wie ſteht es
dann weiter mit der „Ehre des Kriegerdienſtes“? Wat der
Profeſſor nie von den ſchweren Mißhandlungen, den menſchen-
unwürdigen Plackereien und dem Gaſſenlaufen gerade bei den
preußiſchen Söldnerheeren gehört? Natürlich weiß er das
alles ganz gut und die nächſten Sätze geben des Rätſels
Löſung: die Ehre des Kriegerdienſtes und die Kameradſchaft
des Fürſten beziehen ſich auf die Offiziere. „Der Kriegsherr
fühlt ſich nicht nur als Herr, ſondern auch als Kamerad ſeines
Offizierkorps.“ Darin liegt vor allem das wichtige der Del-
brückſchen Darlegungen; ſie ſtellen feſt, daß das Verhältnis,
das ſo romantiſch und erhaben in dem Worte des oberſten
Kriegsherrn zuſammengefaßt wird, nur für die Offiziere
als etwas wirkliches gilt und daß die Soldatenmaſſe, der prole
tariſche Teil der Armee, damit gar nichts zu tun hat.

Aber damit iſt zur Erklärung der Sache nur erſt ein einziger
Schritt gemacht. Auch in anderen Ländern waren Heere zuerſt
von Söldnern, ſpäter von ausgehobenen Landeskindern unter
dem Kommando adliger Offiziere vorhanden, aber nirgends
entſtand dasſelbe Verhältnis. Als etwas ſpezifiſch preußiſches
läßt es ſich nur aus dem beſonderen Charakter des preußiſchen
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Abſolutismus erklären, deſſen Fundament im Grunde dem des
weſteuropäiſchen Abſolutismus genau entgegengeſetzt war. Jn
Frankreich wurden die Fürſten durch die Bedürfniſſe der wirt-
ſchaftlichen Entwicklung, durch das Emporkommen des Vürger-
tums emporgehoben, das ihnen Geld gab und ſie gegen die
Adligen unterſtützte. Jn Preußen beruhte der Abſolutismus
auf dem Mangel an wirtſchaftlicher Entwicklung, auf der
völligen Machtloſigkeit des Bürgertums; er war nicht das
Organ einer notwendigen ökonomiſchen Entwicklung, ſondern
diente nur ſich ſelbſt. Daher konnte er ſich nicht über die
beiden Klaſſen erheben, indem er ſie gegeneinander ausſpielte;
gegen die allein mächtige Klaſſe des Adels konnte er nichts als
Gegengewicht aufbieten. Daher konnte der preußiſche Abſolu-
tismus in ſeinem inneren Weſen nichts anderes als eine
öffentliche oder verkappte Junkerherrſchaft ſein. Das Geld
mußte er ſich von den Junkern bewilligen laſſen, und dieſe
ſorgten dafür, daß die wichtigen Offizier- und Beamtenſtellen
in ihre Hände kamen, ſo daß ſie über die Armee wie auch
über die Verwaltung verfügten, die anderswo das Macht-
inſtrument der Fürſten gegen ſie geweſen war. Die Hohen-
zollernfürſten ſtanden zu den Junkern immer wie die „erſten
unter ihresgleichen“, nicht wie Monarchen zu Untertanen; da-
her galten die junkerlichen Offiziere als die „Kameraden“. Jn
den anderen Ländern, wo die Fürſten die innere Macht eines
ganzen ſchon halbwegs bürgerlichen Staates hinter ſich hatten,
ſtanden ſie viel zu hoch über dem nur eine untergeordnete
Rolle ſpielenden Offizierkorps, um dieſes Verhältnis auf-
kommen zu laſſen. Die Theorie des oberſten Kriegsherrn iſt
daher im Grunde nur der Ausdruck der Junkerherrſchaft im
preußiſchen Staate, der Ausfluß der langen wirtſchaftlichen
Rückſtändigkeit dieſes Militärſtagates.

Die raſche kapitaliſtiſche Entwicklung in dem modernen groß-
preußiſchen Deutſchland hat das vorgefundene Verhältnis noch
gefeſtigt. Die Bourgeoiſie brauchte ſowohl Fürſtentum als
Armee nach außen und nach innen zur Sicherung gegen prole-
tariſche Revolutionsgelüſte; als neue Macht ſtellte ſie das fürſt-
lich-junkerliche Preußen in ihren Dienſt, gab ihm Geld und
erhöhte ſein Anſehen. Als herrſchende, der Volksmaſſe gegen
überſtehende Ausbeutergruppe hat ſie ein Intereſſe daran, das
Machtinſtrument des Staates möglichſt ſtark in den Händen des
Fürſten zu machen. Dabei leiſtet die überkommene Lehre vom
oberſten Kriegsherrn vortreffliche Dienſte; ſie erlaubt, die
Armee möglichſt außerhalb der Kontrolle des Parlaments zu
ſtellen und ſie der Kritik der Volksvertreter zu entziehen.

Um ſo mehr iſt es anzuerkennen, daß Delbrück in ſeinem
Artikel, der vor der Bourgeoiſie die Lehre vom oberſten Kriegs
herrn darlegt und begründet, keinen Augenblick Zweifel dar-
über läßt, daß die bewaffnete Volksmaſſe der gewöhnlichen
Soldaten damit nichts zu tun hat. Wenn er über die Armee
redet, denkt er nur an die Führer, die Offiziere. „Die uner-
meßlich wichtige praktiſche Folge dieſer perſönlichen Beziehung
zwiſchen dem Kriegsherrn und dem Offizierkorps iſt die Aus
ſchaltung der Armee aus der Politik. Die Politik macht allein
der Kriegsherr, und die Armee vertraut ihm, daß er auch ihre
Jntereſſen wahrnehmen und pflegen werde.“ Die Jntereſſen
der „Armee“ ſind hier die des herrſchenden Offizierkorps; denn
Jntereſſen, die die Soldaten gegenüber der Volksmaſſe mit den
Offizieren gemein haben, gibt es nicht. Für die Intereſſen der
Soldaten treten, wie für alle proletariſche Jntereſſen, immer
nur die ſozialdemokratiſchen Wortführer auf. Daher haben
wir allen Anlaß den Einfluß des Reichstages in Militär-
angelegenheiten zu ſtärken und die reaktionäre Jdeologie vom
oberſten Kriegsherrn energiſch zurückzuweiſen.

Politiſche Ueberſicht.
Halle (Saale), den 23. Juni 1918.

Nur keine geſetzlichen Bindungen!
Reichstagsbrief. O. B. Am Sonnabend ſprach es der

Kriegsminiſter bei Beratung der Militärvorlage klar und
deutlich aus: Reſolutionen, ſoviel man nur will, aber ja keine
geſetzlichen Beftimmungen! Die Fortſchrittler haben in Ab-
änderung ihrer bisherigen Taktik einen Antrag eingebracht, der
durch Abänderung des Reichsmilitärgeſetzes der Regierung die
Verpflichtung der Forderung des Turnens bei der ſchul-
pflichtigen Jugend auferlegen will. Und zu dieſem Antrag
eben erklärte Herr v. Heeringen, daß er nur in der Form einer
„Reſolution“ für die Regierung „annehmbar“ ſein könne. Das
beweiſt, wie recht die ſozialdemokratiſche Fraktion hatte. als fie
von Anfang an Wert darauf legte, daß die Reformabſichten des
Reichstags im Geſetz ſelbſt zum Ausdruck kämen

In der Fortführung der Debatte über die Reform des Mili-
tärrechts mußte ſogar der Nationalliberale Prof. v. Calker
ebenſo wie der Fortſchrittler Müller-Meiningen die Reform
not wendigkeit unbedingt zugeben. Aber ſie beide wollen die
Ausführung dieſer Reform einer ſpäteren Gelegenheit über-
laſſen. Der Konſervative v. Brockhauſen findet die gegen
wärtigen Beſtimmungen mit wenigen Einſchränkungen natür
lich durchaus vorzüglich. Unſere Redner, die Genoſſen Kunert
und Peus, vertraten dagegen unter Anführnung eines reichen
Materials und unter Hinweis auf die traurige Geſchichte der
Mißhandlungen das Recht des Soldaten, gegen dieſe Barbarei
mit aller Entſchiedenheit geſchiöht zu werden. Gegenüber dem
Kriegsminiſter, der die unterſchiedliche Behandlung des Sol
daten und des Offiziers beſonders verteidigte, machten unſere
Genoſſen, und namentlich Genoſſe Stadt hagen, der dem
Miniſter erwiderte, in aller Klarheit darauf aufmerkſam daß



es die höchſte Diſziplinwidrigkeit iſt, den Soldaten in ſeiner
Würde und ſeinem Menſchenrecht herabzuſetzen. Die Abſtim-
mung findet in der nächſten Sitzung am Dienstag ſtatt.

Dann nahm das Haus noch die Beratung über die Förderung
des Turnunterrichts in Angriff. Zu dem ſchon erwähnten fort-
ſchrittlichen Antrage hat die ſozialdemokratiſche Fraktion ein
Amendement eingebracht, das alle landesrechtlichen Vorſchriften
aufgehoben wiſſen will, durch welche die Erteilung des Turn-
unterrichts von der politiſchen oder religiöſen Geſinnung des
Lehrers oder der Schüler abhängig gemacht wird. Genoſſe
Heine begründete an der Hand der Erfahrungen, die bisher
gemacht worden ſind, unſeren Antrag, ohne den der freiſinnige
Hauptvertrag abſolut wertlos für uns wird. Er konnte zahl-
reiche Fälle anführen, in denen willkürlich gegen die freien
Turnvereine vorgegangen worden iſt, und er bewies mit un-
widerleglicher Logik, daß nicht dieſe Vereine, ſondern Organi-
ſationen wie die Deutſche Turnerſchaft oder der Jungdeutſch-
landbund in Wirklichkeit Politik treiben. Herr Mumm, der in
einem beſonderen Antrag die Unterſtützung der Turnvereine
nur dann zulaſſen will, wenn ſie „auf dem Boden der gegen-
wärtigen Staatsordnung“ ſtehen, hatte gerade zwei Zitate bei
ſich, durch die er die längſt widerlegte Theorie von den ſozial-
demokratiſchen Turnvereinen beweiſen zu können glaubte
Dienstag Fortſetzung.

S ZTZZ2AJ
Vorläufige Einigung in der Steuerfrage.

Die Kompromißver handlungen der Führer der einzelnen
Reichstagsfraktionen in der Beſitzſteuerfrage ſind jetzt beendet;
es iſt für alle einzelnen Beſtimmungen eine, wenn auch hie und
da wechſelnde Mehrheit vorhanden. Auch für vie Geſamt-
abſtimmung iſt eine Mehrheit geſichert. Das Weſent lichſte iſt.
daß die Einkommen beim Wehrbeitrag nicht mehr kapitaliſiert
werden ſollen, ſondern daß eine Reichseinkommen-

euer erhoben wird, die bei einem Einkommen von 5000 Mk.
beginnt und von 1 bis 8 Prozent geſtaffelt iſt. Vor der Ver-
anlagung werden vom Einkommen 5 Prozent des verſtenerten
Vermögens abgezogen. Die ſtrittige Frage der Ertragsberech-
nung für Grundſtücke wird aller Vorausſicht nach durch einen
Antrag Schiffer gelöſt werden, wonach die ſtädtiſchen und länd-
lichen Grundſtücke gleichmäßig nach dem Ertragswert beſteuert
werden, der auf das 25fache des Reinertrags bezw. Miete und
Pacht gerechnet wird. Es ſoll jedoch den Grundſtücksbeſitzern
freiſtehen, den gemeinen Wert zugrunde zu legen, falls dieſe
Berechnung für ſie günſtiger iſt. Abzüge ſind zuläſſig für die
eigene Arbeit des Beſitzers im Betriebe. Das gilt auch für die
ſtädtiſchen Grundſtücke. Für die fortlaufenden Ausgaben bleibt
die beſchloſſene Vermögenszuwachsſteuer beſtehen. Hinzu tritt
die Herabſetzung der Entſchädigung aus der beſtehenden Erb-
ſchaftsſteuer an die einzelnen Staaten auf die Hälfte des vis-
herigen Satzes. Der Scheckſtempel fällt. Die Frage der Heran-
ziehung der Toten Hand dürfte wegen der großen Schwierig-
keiten, die ſich bei der Erörterung daraus ergeben haben, aus-
geſchloſſen bleiben. Zweifelhaft iſt, ob der am Sonnabend in
der Kommiſſion aufgehobene Jmmobilienſtempel in der zweiten
Leſung wiederhergeſtellt wird. Die Konſervativen ſtehen nach
wie vor abſeits. Bei der Schwierigkeit und Größe der Materie
und bei der Schnelligkeit, mit der die vorläufige Einigung er
zielt worden iſt, iſt es natürlich nicht ausgeſchloſſen, daß es noch
zu irgendwelchen Zwiſchenfällen kommt.

Das Berliner Tageblatt bemerkt zu dem neuen Kompromiß:
„Dieſe Abmachungen bedeuten an einzelnen Punkten eine
weitere Verſchlechterung des bisherigen Beſitzſteuerkompro-
miſſes. Durch die neuen Steuerſätze für die Heranziehung der
reinen Einkommen zum einmaligen Wehrbeitrage werden die
niedrigen Einkommen ſchlechter als bisher geſtellt. Weshalb
die „tote Hand“ freigelaſſen werden ſoll, wäre nicht zu ver-
ſtehen, wenn man nicht die Abneigung des Zentrums gegen eine

ſt

nügend kennen gelernt hätte. Daß auch der Reichsſtempel auf
den Grundſtückswechſel in doppelter Höhe beibehalten werden
ſoll, macht die Reichsvermögenszuwachsſteuer gleichfalls nicht
ſchmackhafter. Auch will es uns ſcheinen, als ſtellten ſich an-
geſichts dieſes Kompromiſſes die Verſprechungen der National-
liberalen, die Jntereſſen von Gewerbe, Handel und Jnduſtrie
beſſer zu wahren, als blauer Dunſt heraus. Es dürfte deshalb

auch weiterhin an Proteſten gegen eine derartige Löſung der
Steuerfrage, die etwas übereilt feſtgelegt zu ſein ſcheint, nicht
fehlen.“

Der „Ertrag“. Nach Beendigung der erſten Leſung des
Reichsſtempelgeſetzes gab am Sonnabend Schatzſekretär Kühn
in der Budgetkommiſſion einen Ueberblick über den mutmaß-
lichen Ertrag der in erſter Leſung beſchloſſenen Geſetze zur
Deckung der laufenden Ausgaben für die Wehrvorlage. Die
Vermögenszuwachsſteuer wird jährlich 100 Millionen
bringen, wovon im erſten Jahre ihrer Erhebung 10 Millionen,
ſpäter nur 5 Millionen für die Bundesſtaaten in Abzug ge-
bracht werden müſſen. Der dauernde Ertrag iſt mit 90 Millio-
nen zu berechnen. Die Beibehaltung der jetzigen Höhe der
Zuckerſteuer bringt jährlich 40 Millionen, die Aenderungen
im Reichsſtempelgeſetz 45 Millionen, ohne das Erbrecht des
Staates. 3 Millionen gehen davon durch die in der Sonn-
abendſitzung beſchloſſene Aufhebung des Scheckſtempels ab. Die
ſjährliche dauernde Ausgabe beträgt 185 Millionen, ſo daß ein
Ausfall von jährlich 13 Millionen zu verzeichnen iſt. Dazu
kommen noch bis zum 1. April 1915 jährlich 23 Millionen, die
aus den Einnahmen des Stempelſteuergeſetzes an die Bundes-
ſtanten zu zahlen ſind. Jn den nächſten drei Jahren wird
außerdem, wegen des erſt allmählichen Einganges der Steuern,
noch ein Ausfall von 140 Millionen aufzubringen ſein. Aus
dem Etat von 1912 ſtehen zu dieſem Zwecke 70 Millionen als
Höchſtſumme zur Verfügung.

Fortſchrittler und Militärboykott.
Der ſozialdemokratiſche Antrag, in das Wehrgeſetz einen

Artikel aufzunehmen, durch den die Verhängung des Militär-
boykorts lediglich aus politiſchen Gründen unmöglich gemacht
werden ſollte, iſt im Reichstag mit 201 gegen 127 Stimmen
abgelehnt worden. Für den Antrag ſtimmten die Sozial-
demokraten, Polen, die Elſäſſer Dr. Haegy, Thumann und
Windeck, der Däne Hansſen, der Zentrumsabg. Birkenmayer,
der Nationalliberale Kölſch und die Fortſchrittler Ahlhorn,
Gunßer, Nr. Neumann-Hofer und Röſer, während der Abg.
Gothein ſich der Stimme enthielt. Die übrigen Fort-
ſchrittler ſtimmten gegen den Antrag und begnügten ſich
mit der die Militärverwaltung zu nichts verpflichtenden Reſo-
lution der Budgetkommiſſion. Zu dieſem ſkandalöſen Ver-
halten der Fortſchrittler ſchreibt die Berliner Volks-Zeitung:

Die Haltung der Fortſchrittlichen Volkspartei, die in der
geſtrigen Reichstagsſitzung Seite an Seite mit dem Rück-
ſchritt, mit Konſervativen, Zentrum und Nationalliberalen,
gegen das von den Sozialdemokraten geforderte geſetzliche
Verbot des Militärboykotts ſtimmte, wird im Lande ein all-
gemeines Kopfſchütteln erregen. Eine ſolche Haltung iſt um
ſo verwunderlicher bei einer Partei, die ſelbſt unter dem
politiſchen Boykott der Gegner, der Konſervativen, unterſtützt
durch den amtlichen Regierungsapparat, bei allen Wahlen
ſchwer gelitten hat und noch leidet. Haben die Herren von
der Reichstagsfraktion ſchon die Ergebniſſe und Feſtſtellungen
der Beckerprozeſſe in Greifswald vergeſſen? Der wirtſchaft
liche Boykott auf dem politiſchen Kampfplatze iſt mmer rer-
werflich, mag er nun von einer einzelnen Partei oder von
einer Behörde ausgeübt werden. Die Volkspartei hätte
klüger gehandelt, wenn ſie gegen die weitere Duldung dieſes
Kampfmittels geſtimmt hätte.

Die „wuchtigen“ Reden, mit denen die Abgeordneten
Müller-Meiningen und Gothein ſo oft den Militärvoykott be-
kämpft haben, ſind einfach ſinnlos, wenn die Fortſchritt'er vicht
den Mut haben, die einzig iübgliche Konſequenz aus ihren
Worten zu ziehen. Dieſen Mut beſitzen ſie aber nicht, wie die
Abſtimmung am Freitag klar bewieſen hat. Leider iſt dies nicht
die einzige Frage, bei der der Freiſinn ſo erbärmlich handelt.

Deutſches Reich.
Erſatzwahl im 4. ſächſiſchen Reichstagswahlkreiſe. Jn-

folge des Todes unſeres Genoſſen Auguſt Kaden muß im
4. ſaächſiſchen Reichstagswahltreiſe (Dresden-Land) eine
Neuwahl vorgenommen werden. Unſer verſtorbener Genoſſe
wurde hier bei der letzten Reichstagswahl mit 31640 Stimmen
gewählt. Der Kandidat der Reformpartei erhielt 13 893, der
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Jns Deutſche übertragen von Julio Brouta.

P. Pauli war ein Mann von ſeltenen Gaben. Die gute
Dame bewunderte ſeine Tatkraft, ſeinen unbeugſamen Willen,
ſeine Entſchloſſenheit im Handeln. Sie ſah in ihm etwas vomHeiligen Janatius, der das Waffenhandwerk ausgeübt hatte,
ehe er heilig wurde, und unter der Soutane den Wagemut des
Kriegsmanns bewahrte. Man brauchte nur die liberalen Zei-
tungen zu leſen und von den Skandalen zu hoören, die ſogar in
Madrid die Worte und Handlungen des Paters Pault ver-
urſacht hatten, um die Ueberzeugung zu gewinnen, daß nie-
mand wie er für die Sache Gottes arbeitete. Er ging nicht
zögernd und fürchtend um den Brei herum, wie viele andere
Geiſtlichen, die nur von Nachſicht und Verzeihung gegenüber
den Feinden und von der Sanftmut des Herrn zu ſprechen
wußten. Er war das Wiloſchwein der Kirche, das, wenn es ſich
auf günſtigem Terrain fühlte, auf jenem baskiſchen Boden, wo
der Baum des Glaubens und des blinden Gehorſams üppig
wuchs, wutſchnaubend auffſprang und nach allen Seiten hin mit
den Hauzähnen drohte. „Hiebe ſollen die Feinde der Religion
bekommen, daß die Fetzen fliegen,“ ſagte er in grimmigem
Uebermut, von dem auch ſein weltlicher Bundesgenoſſe Fermin
Urquiola ganz erfüllt war. Er verſäumte keine Gelegenheit,
um ſeinen ſtreitbaren Anſchauungen Geltung zu verſchaffen.
Seine Predigten bei Anlaß der großen Pilgerfahrten, während
der Feſte des Verbands der Nachtwache und anderer Vrüder-
ſchaften, die ihn zum Leiter hatten, waren wahre Feldherrn-
reden, in denen er die Zuhörer aufforderte, zu töten oder zu
ſterben wie die Ritter der Kreuzfahrten für das heilige Herz
Jeſu. Seine berühmte Flugſchrift An die katholiſchen Damen,
die am Vorabend der letzten Wahlen veröffentlicht worden war,
hatte viel Staub aufgewirbelt und war ſogar im Abgeordneten-
hauſe Gegenſtand lebhafter Erörterungen geworden. Es war
eine kampffrohe Natur, die geradeaus auf ihr Ziel losſteuerte
und dabei die religiöſen Lehren überrannte, um die Religion
zu verteidigen. Jn ſeiner Broſchüre donnerte er gegen den
Kleiderluxus der Frauen und ihre Verſchwendung in der Wohl-
tätigkeit. Fort mit den neuen Roben und den Almofen; alles
zur Verfügung ſtehende Geld mußte für die Wahlen ausge-
geben werden, zum Erkaufen von Stimmen, zum Beſtechen der
Wähler und der Wahlvorſteher, um den Sieg des Kandidaten
Gottes zu erwirken und nebenbei jene moderne Einrichtung des
allgemeinen Stimmrechts zu entehren, die Hohe und Niedrige
auf dasſelbe Niveau ſtellte und die Geſetze der alten Geſellſchaft
umwarf.

Dona Chriſtine erinnerte ſich aller Zwiſchenfälle des ge-
räuſchvollen Kampfes, aus welchem P. Pauli ſiegreich hervor-
gegangen war. Die vornehmen Damen drohten damit, nichts
mehr in den Geſchäften zu kaufen, deren Jnhaber zugunſten
des liberalen Kandidaten ſtimmen würden. Jn den armen
Stadtvierteln wurde das Geld mit vollen Händen verteilt, und
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es floſſen Ströme von Schnaps und Wein; die reichen Damen
erſchienen überall in den elenden Wohnungen der Proletarier,
in der einen Hand gleißende Goldſtücke haltend, in der andern
einen Bündel Wahlzettel. Und gegenüber dieſem großen und
gutgeſchulten Heere des Paters Pauli ſtand ein Kandidat von
paradieſiſcher Naivetät, der Reden vom Stapel ließ über die
materielle Wiedergeburt der Nation und über die Bewäſſe-
rungspolitik, als ob dieſe, für die dürre Hochebene Kaſtiliens
berechnet, in Biskayen, wo es das ganze Jahr durch regnet,
irgendwie intereſſieren könnte. Der Mann hatte ſogar am
Vorabend des Wahltags feierlich in einer von den Volksklaſſen
beſuchten Kirche gebeichtet und das Abendmahl empfangen, da-
mit ſeiner Kandidatur nicht der geringſte antireligiöſe Charak
ter anhafte. Unglücklicher! Als ob dieſe Künſte der Kirche
gegenüber, die darin Meiſterin iſt, angewendet werden könn-
ten als ob die Gutgeſinnten nicht wüßten, daß, wer nicht mit
Leib und Seele für ſie iſt, gegen ſie iſt.

Jn dieſem Kampfe jüngſten Datums, an deſſen Sieg die
religiöſen Leute ſich noch weideten und der dem energiſchen
Jeſuiten ein ungemeines Anſchen verſchafft hatte, hatte Dona
Chriſtine die letzten Bande rein freundſchaftlicher Jntimität,
die noch zwiſchen ihr und ihrem Manne beſtanden, zerriſſen
Die Liberalen ſuchten die Unterſtützung Sanchez Moruetas
nach, indem ſie ihn daran erinnerten, daß er während der Be-
lagerung gefochten hatte, und der Millionär gab 1000 Peſetas
für Wahlzwecke her. Am ſelben Tage gab Dona Chriſtine, der
in Geldangelegenheiten keinerlei Beſchränkung auferlegt wurde,
dem Pater Pauli 10000 Peſetas. Als dies ruchbar wurde, fiel
der Spott und die Verachtung beider Parteien auf Sanchez
Morueta zurück. Doha Chriſtine zitterte anfänglich vor der
ſchweigſamen Haltung ihres Gemahls. Es war ihr, als börte
ſie das ironiſche Lachen des Doktors Areſti da oben in den
Minen. Sie fürchtete den Ausbruch der Wut des Rieſen, der
ſich lächerlich gemacht wußte durch eine Frau, die für ihn nichts
weiter war, als die Verwalterin ſeiner Haushaltung. Aber die
Tage verſtrichen, und er ſchwieg weiter, als habe er nur Ver-
achtung für ſie und wünſche nicht, durch neue Auseinander-
ſetzungen den Frieden ſeines Heims zu unterbrechen.

Dona Chriſtine hatte ebenfalls ihre erſten Befürchtungen
abgelegt und zeigte ſich ſelbſtzufrieden
wenn ihre Freundinnen ihr gratulierten zu jenem Zug ehelicher
Unabhängigkeit für Gottes Ehre. Das Lob des Paters Pauli
wog all den Schrecken auf, den die finſtere Miene ihres Man-
nes ihr eingejagt. Der Jeſuit verglich ſie in einer Damenver-
ſammlung mit den ſtarken Frauen der Bibel und mit einer
Unzahl von Heiligen, die alle Fürſtinnen und Ratgeberinnen
von Fürſten geweſen. „Mit ſo wackeren Damen wird das
Reich Chriſti bald wieder auf Erden ſein.“ Urquiola war ein
weiterer Lobredner der in den Verſammlungen der katholiſchen
Jünglinge ſich die Seiten hielt, wenn er den gelungenen Streich
erzählte, den ſeine Tante ihrem griesgrämigen, ungeſchlachten
Manne geſpielt.

Nach jenem Triumph betrat die fromme Dame die Kirche
wie ihr eigenes Haus. Der gemeinſame Erfolg hatte die
Bande zwiſchen ihr und den guten Patres noch enger geknüpft.

l 12363, der a 319 Stimmen.er Kreis iſt als ſicherer Beſitz der Sozialdemokratie anzu
ſehen.

Einführung von Poſtkreditbriefen. Die Juriſtiſchen
fragen ſchreiben: „Die Reichspoſtverwaltung iſt gegen-
wärti
kreditbriefen beſchäftigt. Es gilt als wahrſcheinlich, daß dieſe
noch im Laufe dieſes Jahres erfolgt. Die Poſtkreditbriefe
ſollen den Uebelſtand beſeitigen, daß Reiſende unterwegs ſtets
größere Barſummen bei ſich führen müſſen. Von allen euro-
päiſchen Staaten hat nur Jtalien Kreditbriefe
eingeführt, dort können Summen bis zu 5000 Lire eingezahlt“
und in Teilbeträgen von mindſtens 50 Lire bei allen Poſt-
anſtalten abgehoben werden. Die Gebühr beträgt 25 Centimes
bis 500 Lire, 50 Centimes bis 1000 Lire und für jede weitere
1000 Lire 25 Centimes.

Wie die deutſche Revolution entſtand. Am Sonnabend
hatte ſich der meiſtertreue und arbeitswillige Bäckergeſelle
Smietanas, der kürzlich bei Gelegenheit der Breslauer
Arbeitsloſendemonſtration auf die Polizei ſchoß, vor der dor-
tigen Strafkammer zu verantworten. Er wurde zu 1 Jahr
6 Monate Gefängnis verurteilt. Aus der Verhandlung
intereſſiert ein Ausſpruch des Vorſitzenden, Landgerichtsrats
Flenk. Dieſer ſagte zum Angeklagten: „Was denken Sie denn,
daraus hätte ja eine Revolution entſtehen können. 1848 war's
auch ſo. Da fielen ein paar Schüſſe und dann ging's los!“Alle Achtung vor den Geſchichtskenntniſſen eines 9 eslauer

Richters, aber ein wenig anders iſt die Revolution von 1848
wohl doch zuſtande gekommen.

Die gefährdete Staatsſicherheit. Die 12. Strafkammer
des Landgerichts I Berlin verurteilte am Sonnabend den
Bürſtenmacher Fritz Knieſtedt wegen „Aufforderung zum
Ungehorſam gegen Geſetze“, begangen in einer im Oſten Ber-
lins ſtattgefundenen Arbeitsloſen Verſammlung, zu vier
Monaten Gefängnis. Die Verhandlung fand wegen
„Gefährdung der Staalsſicherheit“ unter Ausſchluß der
Oeffentlichkeit ſtatt. Aus der Begründung des Urteils war
zu entnehmen, wozu der Angeklagte „aufgefordert“ haben
ſollte. Eine ſtrafbare Aufforderung zum Ungehorſam gegen
Geſetze liege nur vor, wenn aufgefordert worden ſei, be-
ſt immte Geſetze zu verletzen. Knieſtedt habe in ſeiner
Rede allgemein über die Urſachen der Arbeitsloſigkeit und über
Ausbeutung des Proletariats durch das Kapital geſprochen.
Dabei habe er durch „die verſteckte Art ſeiner Darlegung“ auf-
gefordert, die Arbeit einzuſtellen und zum Generalſtreik zu
ſchreiten. Ebenſo habe er zunächſt allgemein über den Krieg
geſprochen und im Anſchluß daran erklärt: Wir reſpektieren
nur die Geſetze, die wir ſelber uns geben. „Verſteckt“ habe er
zum Ungehorfam gegen die Militärgeſetze qufgefordert. Die
Aufforderungen ſeien indirekt, ſeine Zuhörerſchaft werde
aber gewußt haben, was er meinte, es liege alſo Aufforderung
zum Ungehorſam gegen „beſtimmte“ Geſetze vor.

Schwere Anſchuldigungen gegen die Polizei im Ruhr-
revier werden in dem in Bochum erſcheinenden polniſchen
Blatt Wigrus Polski und in unſerem Bochumer Parteiblatt
erhoben. Der frühere Reichstagsabgeordnete Joh. Brejski,
Beſitzer des polniſchen Blattes, teilt mit, daß er gegen den
Kriminalkommiſſar Klann bei der Staatsanwaltſchaft wegen
Verleitung zum Diebſtahl und zum Verrat von Geſchäfts-
geheimniſſen unter Aufwendung von Geldern aus der Staats-
kaſſe Anzeige erſtattet habe. Außerdem habe er (Brejski) auf
Grund des S 826 des Bürgerlichen Geſetzbuches eine Zivil-
klage gegen Klann angeſtrengt und beantragt, das Gericht
möge dem Kriminal-Kommiſſar unter Auswerfung einer
Strafe verbieten, fernerhin Bemühungen anzuſtellen, um das
Perſonal des polniſchen Blattes, in der Abſicht, Geſchäfts
geheimniſſe zu erfahren, oder Manuſkripte zu erhalten, zu be
ſtechen. N. er Bochumer Parteiblatt ſagt zu dieſer Erklä-
rung Br kis: „Wir freuen uns beſonders auf den nunmehr
in Ausſicht ſtehenden Prozeß, um ſo mehr, als Beamte der
Kriminalpolizei vor längerer Zeit auch Laufhurſchen, alſo
jugendliche Arbeiter, des Volksblattes zum Diebſtahl von Ge-
ſchäftseigentum gegen Bezahlung von Beſtechungsgeldern zu
verleiten verſucht haben.

Deſterreich-Angarn.
Unterm Tiszaſchen Gewaltregiment Das ungariſche Abge

ordnetenhaus hat ohne Debatte und einſtimmig (die Oppo-
ſition ſcheint den Sitzungen noch fernzubleiben) das Geſetz über

die Verſchärfung des Majeſtätsbeleidigungs
Paragraphen und die Beſtrafung „republikani-
ſcher Betatigung“ angenommen.
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Der Beichtvater fertigte verſchiedene Beichtkinder ab und
ſtreckte den Kopf aus dem heiligen Kaſten heraus, indem er
einen raſchen Blick über die Reihe der harrenden Damen
gleiten ließ und unverſtändliche Gebete liſpelte.
Er hat mich erkannt, dachte ſtolz Dona Chriſtine.

die, die vor mir kniet, ſofort entlaſſen.
Sie ſtellte ſich die natürliche Ueberraſchung des Beichtvaters

vor bei ihrem Anblick hier im Sommer. Während der heißen
Jahreszeit ging ſie nämlich gewöhnlich in die Kirche von Las
Arengas oder von Portugalete und kam ſehr ſelten nach Bilbao.
Der gute Pater dachte ganz ſicher bei ſich: „Etwas Ungewöhn-
liches muß meinem Beichtkind paſſiert ſein.“ Und ſo war es
in der Tat.

Jhr Sceelenheil war nicht in Gefahr und ſie war auch nicht
mit einer beſondes ſchweren Sünde belaſtet. Aber der Jeſuit
wollte, daß man ihm alles ſagte, durchaus alles, was den Ge-
dankengang ſeiner Beichtkinder irgendwie ändern oder be-
unruhigen körnte, denn nur ſo konnten dieſe richtig gelenkt
werden. Ein ſolcher Fall lag hier vor.

Zunächſt wollte ſie um Rat fragen wegen eines gewiſſen
pehee8 den ſie auf dem Schreibtiſch ihres Mannes entdeckt

atte.
Sanchez Morueta war tags vorher nach Hauſe gekehrt, nach

dem er zwei Wochen in Frankreich verbracht hatte. Angeblich
war er in Biarritz mit ausländiſchen Millionären zuſammen-
gekommen, um über neue Geſchäfte zu verhandeln. Jn kurzen,
abgebrochenen Sätzen, wie es ſeine Art war, hatte er dies zu
verſtehen gegeben. Aber Dona Chriſtine traute der Sache nicht,
ſeitdem ſie, zwei Tage vor ſeiner Rückkehr, indem ſie in den
auf ſeinem Pult liegenden Papieren ſtöberte, einen grau-
farbigen, nach Ambra duftenden Brief gefunden hatte, der eine
weibliche Unterſchrift trug. Der Brief war von einer gewiſſen
Judith, höchſtwahrſcheinlich einer Heidin und Sünderin, ihrem
Namen und ihrer Schreibweiſe nach zu urteilen. Dona
Chriſtine hatte nicht viel von dem Geſchreibe verſtanden, denn
die Schrift war nicht ſehr leſerlich, und außerdem war der
Brief auf Franzöſiſch geichrieben. Aber die wenigen Worte,
die ſie hatte erraten können, und mehr als das ihr weiblicher
Jnſtinkt zeigten ihr auf den erſten Blick, daß es ein Liebes-
brief war, mit der größten Unverfrorenheit geſchrieben. Welch
ein Ekel! Die ganze Keuſchheit Dona Chriſtinens, ihr Abſcheu
gegen die niedrigen Gelüſte bäumten ſich bei der Berührung
jenes Wiſches. Sie wollte ihn nicht weiter ſehen und ließ ihn
dort, wo ſie ihn gefunden, liegen. Sie wußte genug: ihr Mann
hatte eine Geliebte; vielleicht deshalb verreiſte er ſo oft. Jm
erſten Augenblick empfand Doßa Chriſtine ein unbekanntes
Gefühl, einen Drang, zu proteſtieren, ſich aufzulehnen, als ſei
ſie das Opfer eines Diebſtahls. Sanchez Morneta intereſſierte
ſie auf einmal mehr als in der erſten Zeit ihrer Ehe. Das
Weib erwachte in ihr, aufgebracht durch die Untreue ihres
Mannes. Vielleicht ſtand ſie im Begriff, die Liebe zu kennen,
dank der Eiferſucht. Aber das dauerte nur einen flüchtigen
Augenblick; ihre Seele, die anſcheinend aufwachen und ſich auf-
richten wollte, legte ſich auf die andere Seite und ſchlief weiter.

(Fortſetzung folgt.)

Er wird

mit den Vorbereitungen zur Einführung von Poſt



haus in ſeinem ſchlechteſten Lichte.
betrug und die Unwirklichkeit, die den engliſchen Parteienkampf
ſtets im hohen Maße kennzeichnet, feierten jetzt Orgien. Es iſt
ſehr merkwürdig, aber in England kein ganz ſeltener Vorfall,

aber dennoch ein Gewinn.

Will man mit dieſem Knebelgeſetz alle republikaniſchen Be
ſtrebungen treffen, ſo richtet es ſich beſonders noch gegen die
vor einem Jahre gegründete republikaniſche Partei, die ſich im
Kreiſe der kernmagyariſchen Bauernſchaft der großen Tiefebene
und in den Schichten der kleinbürgerlichen Jntelligenz viele
Anhänger erworben hat. Während die berühmte Großmacht
mit ihrer Prätention, die ſtaatliche und politiſche Ordnung der
Dinge am Balkan in allererſter Reihe zu beſtimmen, den
Frieden Europas gefährdete, entſtand ihr in der republikani-
ſchen Bewegung der magyariſchen Bauern ein neuer Wider
ſtand und eine Kalamität, welche keineswegs dazu angetan iſt,
ihr Anſehen zu heben und die Hoffnungen auf ihren Zuſam-
menbruch zu entkräften. Auf Spatzen ſchießt man nicht mit
Kanonen und wird das ſchwere Geſchütz einer Ausnahme-
geſetzgebung gegen eine Bewegung aufgefahren, ſo zeugt das
für die Kraft dieſer Bewegung oder wenigſtens für das ſchlechte
Gewiſſen der Herrſchenden.

Ein zweiter Gewaltſtreich Tiszas wird aus Fiume ge-
meldet. Dort hat der ungariſche Miniſter des Jnnern den Ge-
meinderat aufgelöſt, weil deſſen Beſchlüſſe „die Jntereſſen des
Staates verletzen“. Der Gemeinderat hatte gegen die Ein-
führung der ſtaatlichen Grenzpolizei proteſtiert, er hatte ferner
die polizeiliche Ausweiſung eines Agitators aufgehoben und
gegen den Polizeidirektor wegen dieſer Ausweiſung eine Diſzi-
plinarunterſuchung verhängt. Die Neuwahlen für den aufge-
löſten Gemeinderat ſollen innerhalb vier Wochen ſtattfinden.

England.
Das Ende der Marconiaffäre. Man ſchreibt uns aus Lon-

don: Die große zweitägige Unterhausdebatte über die
Marconiaffäre iſt vorüber, und die Liberalen, die vor dieſen
Tagen wie vor keinen früheren gezittert hatten, atmen wieder
befreit auf. Aber nicht nur die Liberalen, ſondern auch die
Konſervativen. Denn die Geſchichte hätte für beide Parteien
ſo viel ſchlimmer ablaufen können. Denn die Gefahr für beide
Parteien beſtand darin, daß ſie beide in der Hitze des Gefechts
in einen künſtlichen Eifer hineingeraten und allerlei unkluge
Dinge ſagen würden. Darin beſtand freilich die einzige Mög-
lichkeit für einen Sieg der Wahrheit und der Gerechtigkeit, aber
eben deshalb lag es im höchſten Jntereſſe beider Parteien,
dieſen einen Weg um jeden Preis zu vermeiden. Mit einer
Mehrbeit von Stimmen nahm das Unterhaus ſchließlich eine
Reſolution an, worin es den „Ausdruck des Bedauerns“ der
beiden Miniſter Jſaacs und George über ihre Transaktionen
in amerikaniſchen Marconiaktien akzeptiert, ſie im übrigen
reinwäſcht und die Anklagen der Korruption verurteilt. Wenn
die Konſervativen gegen dieſe Reſolution ſtimmten, ſo natürlich
nicht aus irgendwelcher Ueberzeugung oder aus ethiſchen Er-
wägungen, ſondern weil ſie doch glaubten, ſich unter den ob-
waltenden Umſtänden ein Recht erworben zu haben, die ganze
Affäre bei den Wahlen zu ihrem Vorteil auszuſchlachten, was
freilich nicht möglich geweſen wäre, wenn das Unterhaus cine
einſtimmige Reſolution angenommen hätte.

Der Abſchluß der ganzen Affäre zeigte das engliſche Unter-
Die Heuchelei, der Selbſt

daß, während im Parlament die Politiker ſich gegenſeitig
Komplimente drechſeln oder höchſtens ſubtile ethiſche Unter-
ſchiede entwickeln, man auf der Straße, auf den Eiſnenbahnen

und in den Klubs kaum einen einzigen Menſchen findet, der
von den monatelangen Verhandlungen und Enthüllungen die
unerſchütterliche Ueberzeugung gewonnen hat, daß die Staats-
männer recht ſchmutzige Geſchäfte treiben. Das iſt nicht viel,

Der Glorienſchein der ſelbſtloſen
Hingabe für das Volk, mit dem ſich die Liberalen, und ins-
beſondere Lloyd George, gern umgeben, iſt unwiderbringlich
verloren.

Die breiten Maſſen, die ſich bei dieſem Anlaſſe klarer als je
zuvor bewußt wurden. wie wenig ſie von den beiden bürger-
lichen Parteien auf eine Verdolmetſchung ihrer Meinungen
rechnen konnten, ſetzten ihre Hoffnungen in die Arbeiter-
partei. Sie ſind leider enttäuſcht worden. Unmittelbar
vor der Unterhausdebatte ſchrieb das offizielle Organ der
J. L. P., der Labour Leader: „Wenn die Arbeiterfraktion in
dieſer Frage die Regierung unterſtützt, dann find wir über-
zeugt, daß ſie den größten Fehler ihrer Laufbahn
begehen wird.“ Die große Mehrheit der Fraktion hat die Re-
gierung unterſtützt. Es iſt kein Geheimnis, daß es innerhalb
der Arbeiterfraktion zu heftigen Auseinanderſetzungen über die
Stellungnahme zur Marconiaffäre kam. Aber nachdem der
Vertreter der Partei in der Marconikommiſſion, der Genoſſe
Parker, den Mehrheitsbericht unterzeichnete, waren die Hände
der Fraktion mehr oder weniger gebunden. Nur fünf Ar-
beitervertreter enthielten ſich oſtentativ der Abſtimmung; es
ſind gutklingende Namen: Thorne, O'Grady, Jowett, Snowden
und Walſh. Unter den Parteigenoſſen hat die Haltung der
Fraktion Konſternation und Entrüſtung hervorgerufen. Lägen
nicht gerade jetzt beſondere Umſtände von der größten Bedeu-
tung vor, die die Vermeidung aller inneren Streitigkeiten ge-
bieteriſch fordern, dann hätte die Unzufriedenheit der Maſſen
ſich diesmal in ſehr ſcharfen Formen geäußert.
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Dänemark.
Das neue Miniſterium. Der Führer der radikalen Partei,

Zahle, hat folgendes Miniſterium gebildet: Miniſterpräſident
und Juſtizminiſter: Zahle; Verteidigungsminiſter: Folketings-
abgeordneter Dr. Munſch; Finanzminiſter und Miniſter des
Aeußeren ad interim: Landstingsabgeordneter Edvard
Brandes. Das Miniſterium des Aeußern iſt noch nicht beſetzt,
da ſich die dafür auserſehene Perſönlichkeit im Auslande be-
findet. Miniſter für Kirche und Unterricht: Folketingsabge-
ordneter Pfarrer Keiſer-Nielſen; Landwirtſchaftsminiſter:
Folketingsabgeordneter Bauernhofbeſitzer Kr. Pederſen; Mini-
ſter des Jnnern: Folketingsabgeordneter Redakteur Ove Rode;
Miniſter für öffentliche Arbeiten und Miniſter für Handel und
Schiffahrt ad interim: Bankdirektor Haſſing-Jörgenſen. Der
König hat das Kabinett „genehmigt“.

Frankreich.
Demonſtrationen gegen die dreijährige Dienſtzeit veranſtalte-

ten am Sonnabend während des militäriſchen Zapfenſtreichs
die Antimilitariſten von Breſt. Der Platzmajor ließ die
Truppen ſofort nach der Kaſerne zurückführen.

Militäriſche Schreckensjuſtiz. Jn Montpellier hat das
Kriegsgericht von dreizehn Soldaten, die an der Demonſtration
in Rodez teilgenommen haben, zwei zu fünf Jahren
Zwangs arbeit und die anderen zu vier Monaten bis zu
fünf Jahren Gefängnis verurteilt.

Holland.
Vor den Stichwahlen. Vorſtand der holländiſchen

ſozialdemokratiſchen Partei hat ſämtlichen freiſin-
nigen Stichwahlkandidaten Stichwahlbedingungen geſtellt, die
ſich auf das Wahlrecht und die Arbeiterpenſionierung be-
ziehen. Die ſozialdemokratiſche Partei wird nur diejenigen
Kandidaten unterſtützen, die ſich auf dieſe Stichwahlbe-
dingungen verpflichten.

Der Landesausſchuß der drei freiſinnigen Parteien erließ
einen Aufruf an die Wähler, wonach dieſe aufgefordert werden,
bei Stichwahlen zwiſchen Sozialdemokraten und Klerikalen
für die Sozialdemokraten zu ſtimmen. Wenn dieſe Parole
befolgt wird, bedeutet das den Sieg von 11 Sozialdemokraten
in der Stichwahl. Der Vorſtand der „antirevolutionären“
(proteſtantiſch-kleinbürgerlichen) Partei gab die Wahlparole
aus, bei Stichwahlen zwiſchen Liberalen und Sozialdemokraten
ſich der Stimme zu enthalten. Auch dieſe Wahlparole iſt für
die Sozialdemokraten ſehr günſtig, ſie würde den Sieg von
weiteren ſechs Sozialdemokraten bedeuten.

Jndeſſen die Wahlparolen allein entſcheiden nicht. Wenn
es zur Wahlpraxis kommt, dann werden ſich in vielen Kreiſen
die feindlichen bürgerlichen Brüder zuſammenfinden und den
Sozialdemokraten durchfallen laſſen.

Das Stimmenergebnis der Wahlen iſt jetzt feſtgeſtellt. Auf
die Klerikalen entfielen 380 000, auf die Liberalen 235 000 und
auf die Sozialdemokraten 145 000. Ferner ſind abgegeben wor-
den für diſſentierende (außerhalb des Parteiverbandes ſtehende)
klerikale Kandidaten rund 22 000 Stimmen. Zum erſten Male
ſeit 1897, alſo ſeit dem Beſtehen des jetzigen Wahlrechts, haben
die Klerikalen nicht mehr die Mehrheit der abgegebenen Stim
men. Eine erhebliche Zahl ehemaliger klerikaler Arbeiter
haben diesmal ſozialdemokratiſch gewählt. Prozen-
tual verteilen ſich die Stimmen wie folgt auf die einzelnen
Parteien: Klerikale 48,8 Proz. (1909:56 Proz.), Liberale 30,5
Prozent (31 Proz.), Sozialiſten 18,6 Proz. (13 Proz., Diſſi-
denten 2,1 Proz. Proz.).

Spanien.
Kundgebungen gegen das Marokkoabenteuer führten in

Barcelona zu Zuſammenſtößen mit der Polizei. Die Poli
ziſten ſchoſſen auf die Manifeſtanten; 30 Perſonen, dar-
unter ein Journaliſt und zwei Polizeibeamte, wurden verletzt.
Am Sonntag vormittag umſtellte die Polizei das Volks
haus. An mehreren Stellen der Stadt kam es zu einem
Kugelwechſel zwiſchen der Polizei und den Manifeſtanten. Die

Truppen werden bereit gehalten. 22 Perſonen wurden
verhaftet.

Der

Balkanſtaaten.
Die neue Kriegsgefahr auf dem Balkan beſteht in unver-

minderter Schärfe weiter. Bulgarien wie Serbien zeigen ſich
gleich unnachgiebig in ihren Forderungen, und ſelbſt dem ruſſi
ſchen Zaren dürfte es weder mit Ermahnungen noch durch
Drohungen gelingen, die feindlichen Brüder zu verſöhnen. Jn
Belgrad verſpricht man ſich infolge der Haltung Bulgariens
nicht viel von der Miniſterpräſidentenkonferenz, und auch in
politiſchen Kreiſen Petersburgs rechnet man wieder ſtärker mit
der Möglichkeit eines bulgariſch-ſerbiſchen Krieges. Jn ähn
lichem Sinne äußert ſich auch die Norddeutſche Allge-
meine Zeitung, die in ihrer Wochenrundſchau u. a. über
den bulgariſch- ſerbiſchen Streitfall ſchreibt: „Gegenwärtig
läßt ſich noch nicht abſehen, ob der Streit unter den Balkan-
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ſtaaten durch ſchiedsrichterliche Vermittlung oder durch Waffen-
gewalt entſchieden werden wird. Das allſeitige Feſthalten der
Großmächte an den Grundlinien einer europäiſchen Friedens-
politik, zu denen auch die Anerkennung des Selbſtbeſtimmungs-
rechtes der Balkanſtaaten gehört, hat bisher günſtig gewirkt
und wird ſich, wie wir hoffen, auch fernerhin bewähren.“

Der Wiener Reichspoſt zufolge dürfte die Entſcheidung
in dem Konflikte noch Mitte dieſer Woche fallen. Denn die
friedlichen Mittel ſchienen alle erſchöpft und es gebe kaum noch
einen anderen Ausweg, als den Appell an die Waffen. Die
Serben haben die Forderungen der bulgariſchen Regierun
glatt abgelehnt, mit den Waffen in der Hand können aber
handlungen nicht geführt werden. Die Petersburger Kon-
ferenz, die Rußland angeregt hat, hat keine Ausſicht auf An-
nahme durch Bulgarien, man lehnt ſie in Sofia entſchieden ab,
falls Serbien nicht abrüſtet. „Ohne Nachgiebigkeit Serbiens
aber auf der ganzen Linie kann ein Krieg nicht vermieden
werden, und ſein Ausbruch kann überraſchend ſchnell kommen.“

Serbien macht Annäherungsverſuche an Oeſterreich. Bel-
grad, 22. Juni. Jn einer Beſprechung der Beziehungen zwi-
ſchen Oeſterreich- Ungarn und Serbien führt die Tribung aus,
daß Serbien tatſächlich eine Beſſerung dieſer Beziehungen
anſtrebe und bereitwillig und auf richtig eine ihr dar-
gereichte Freundeshand ergreifen würde,;
OeſterreichUngarn möge die Hand ausſtrecken und werde ſich
dann überzeugen, daß Serbien eine aufrichtige Freundſchaft
mit der mächtigen Nachbarmonarchie zu ſchätzen und zu
würdigen wiſſe.

Belgrad, 22. Juni.
zurück getreten.

Der Prozeß gegen die türkiſchen Verſchwörer

Konſtantinopel, 23. Juni. Das Urteil des Kriegs
gerichts iſt noch nicht bekanntgegeben worden. Doch iſt es
ſicher, daß zwölf Perſonen, die der direkten Teilnahme
an der Ermordung Mahmud Schefket Paſchas oder der An-
ſtiftung dazu angeklagt waren, zum Tode verurteilt
worden ſind. Darunter befinden ſich der frühere Direktor der
Polizei Muhib, Topal Tewfik, Zia und die drei Geflohenen.
Prinz Sabah Eddin, Scherif Paſcha und der frühere Miniſter
des Jnnern Reſchid wurden zu ſchweren Strafen verurteilt.

Ein neuer politiſcher Mord.
Konſtantinopel, 22. Juni. Der Militärkomman-

dant von Basra, Oberſt Ferid, wurde bei dem Uebergang
über die Aſchair-Brücke von Arabern angefallen und er-
mordet. Perſonen aus ſeinem Gefolge wurden verwundet.

Aus der Partei.
Die Großblockpolitik in Baden.

Aus Freiburg (Breisgau) wird gemeldet: Der außerordent-
liche Parteitag der Sozialdemokraten Badens hat am Sonntage
das von den Vertrauensmännern abßgeſchloſſene Ueberein-
kommen mit den Nationalliberalen und der Fortſchrittlichen
Volkspartei Badens einſtimmig gutgeheißen. Das Ueberein-
kommen bezieht ſich auf einige Wahlkreiſe für den erſten Wahl
gang. Damit iſt ſo ſchließt die Meldung der Großblock
für den zweiten Wahlgang in Baden gefichert.

Weitere Meldungen beſagen, daß auch die Parteitage der
Nationalliberalen und der Fortſchrittler, die
in Karlsruhe und Offenburg ſtattfanden, der Vereinbarung
zuſtimmten.

Das geſamte Kabinett iſt

Zum Tode Auguſt Kadens.
Die Beerdigung des verſtorbenen Genoſſen Kaden iſt auf

Mittwoch, den 25. Juni, nachmittags 3 Uhr, in Prießnitz bei
Dresden, angeſetzt.

Tausendfach bewährte *930
tahrung bei:

Brechdurchfall,
Diarrhöe,W Kindernahrung

Darmkatarrh, efc.-Krankenkost

Zentralbibliothek.
Ausgabeort: Für Nord Volkspark (Burgſtraße 27), für Süd

Ballſäle (Lerchenfeldſtraße 14).
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Jugendbewegung.
Spitzel in der Jugendbewegung.

Jn einer Jugendverſammlung in Königsberg i. Pr. am
15. Juni ſprach Arbeiterſekretär Krüger über Die Königs-
berger Polizei im Kampf gegen die Arbeiterjugend. Er machte
dabei die Mitteilung, daß ein Schloſſerlehrling Max Schirr-
mann auf Veranlaſſung des Königlich preußiſchen Kriminal-
inſpektors Scheffler Abonnent der Arbeiter-Jugend geworden
war, um dieſe Zeitſchrift und die Mitteilungsblätter über die
Veranſtaltungen für die Königsberger Arbeiterjugend in die
Hände der Polizei zu ſpielen. Er ſollte auch auf eventuelle
politiſche Reden und ferner darauf aufpaſſen, ob vielleicht eine
Jugendorganiſation beſteht. Als Entſchädigung bekam
er s Mark monatlich, manchmal auch weniger. So lumpig
die Tätigkeit, ſo lumpig alſo auch die Bezahlung. Der ſtreb-
ſame und hoffnungsvolle Polizeijüngling machte die Sache aber
doch gar zu ungeſchickt, ſo daß die Entlarvung ſeiner ſtaats-
erhaltenden Tätigkeit ſchnell ein Ziel ſetzte. Der in Königsberg
gerade anweſende Genoſſe Dr. Karl Liebknecht hielt dann
noch in der Verſammlung eine Anſprache. Der anweſende
Polizeikommiſſar unterbrach ihn nach einiger Zeit und ver-

langte die Entfernung aller Perſonen unter 18 Jahren, da
Liebknechts Rede politiſch ſei. Der Herr Kommiſſar ließ ſich
aber doch überzeugen, daß ſein Verlangen unberechtigt ſei, und
unter dem Jubel der Verſammlung konnte Liebknecht ſeine
Rede beenden. Beide Redner fanden ſtürmiſchen Beifall, und
die Polizei hat in ihrem Kampf gegen die proletariſche Jugend-
bewegung wieder einmal den Kürzeren gezogen. Die Spihel-
geſchichte beweiſt aber, wie man in nationalen Kreiſen die
Jugend „ertüchtigt“.

Allerlei.
Unglücksfall auf der Genter Weltausſtellung.

Ein ſchwerer Unglücksfall ereignete ſich Sonnabend au der
Ausſtellung in Gent. Jm Vergnügungspark löſte ſich ein
Wagen der Gebirgsbahn auf dem Gipfel los und rollte zu Tal.
Am unteren Ausgange ſprang der Wagen aus den Schienen,
ſtürzte um und zerſchellte. Von den 20 wurden
17verletzzt, zwei davon ſehr ſchwer, ſo da r Leben auf
dem Spiel ſteht. Unter den Verletzten ſollen ſich zwei Deutſche
befinden.

Jm Kampf mit Banditen.
Die Polizeibehörde von Zagorſe (Rußland) hatte in Er-

fahrung gebracht, daß vier Banditen die Kaſſe der Lodzer
Spinnerei berauben wollten. Poliziſten umſtellten das Haus,
in dem die Vanditen abgeſtiegen waren. Sobald die Banditen
bemerkten, daß ſie entdeckt waren, eröffneten ſie gegen die Be
amten ein heftiges Feuer. Es entwickelte ſich ein regelrechtes
Gefecht, in deſſen Verlauf mehr als 100 Schüſſe gewechſelt
wurden. Schließlich gelang es den Polizeibeamten, das
Haus in Brand zuſtecken. Man fand ſpäter unter den
Trümmern des abgebrannken Hauſes drei Banditen tot
auf, der vierte ſtarb nach wenigen Minuten.

Briefkaſten der Redaktion.
N. D. in W. Wenn Sie nachträglich die Miete

haben Sie den erhöhten Betrag zum erſtenmal am 1. Oktober
zu entrichten. Die Kündigung muß an den vertraglich feſt-
gelegten Tagen geſchehen. Beſtehen einſchlägige Vereinbarun-
gen nicht, muß ſpäteſtens am dritten Werktag des Vierteljahrsgek tündig t werden.

100 B. Ueber ſolche Fragen ſprechen ſich die Geſetze nicht
aus das kommt auf die vertraglichen Beſtimmungen an bezw.
darauf, was man hat beſtimmen wollen. War denn das
Hausgrundſtück mit einem Geſchäft verbunden, das mit ge
kauft worden iſt? Nach Jhren dürftigen Angaben würden wir
wenigſtens die Waſchgefäße als Privateigentum der Auszügler

erklären Auf dem Lande gilt wenn nichts anderes S
einbart iſt der Geſindedienſtvertrag immer auf einabgeſchtof en. Er kann nur nach einvierteljährlicher Aufrandt-

gung vor Ablauf dieſes Jahres gelöſt werden.
P. W. 11. Hat der vermögensloſe Ehemann den Mietver

trag allein eſchloſſen, ſo haftet deſſen Frau nach 8 1410 des
Bürgerlichen Geſetzbuches in keiner Weiſe für eventl. Nicht
ma des Mietzinſes. Sie dürfen daher Möbel, die derFrau chon vor der Verheiratung gehörten, nicht pfänden.

Ken er H. N. Der Beſchluß iſt zweifellos eine
Härte. Leider iſt das Armenweſen ſehr ungenügend geſetzlich
geregelt. Wir empfehlen eine ſofortige Veſchwerde an den
Landrat.

Ein überaus wirkſames Mittel gegen ver
altete Magenleiden und Verſtopfung.

Die raſchen und ſicheren Erfolge, welche mit Stomoxygen er-zielt wurden, machten es weit und breit zu einem beliehten Haus-
mittel. Stomoxygen iſt ein vollkommen harmloſes Sauerſtoff
Präparat und iſt in jeder Apotheke erhältlich. Man nimmt es
am beſten dreimal täglich, und zwar je 1 bis 2 Tabletten zwiſchen
den Mahlzeiten. Die Erfolge bei Magenverſtimmungen, Ver
ſtopfung und den vielen Leiden, welche dieſe Uebel nach ſich ziehen,
ſind geradezu er Die Säure im Magen verſchwindet, man
hat kein Herzklopfen mehr. Die Schmerzen in der Leber und den
Nieren, ſowie im Rücken treten nicht mehr auf. Die Nerven
werden gekräftigt. Stomoxygen wird von vielen bedeutenden
Aerxzten verordnet, da der Sauerſtoff, welchen es enthält, eine
Wirkung hervorruft, wie man ſie günſtiger kan im beobachten kann.
Es iſt allgemein bekannt, daß Sanerſtoff die Luft verbeſſert; esreinigt und kräftigt aber auch den Magen und die Nieren und
tötet die Keime, welche häufig die Urſache ſchwerer Krankheitenſind. Jeder Apotheker führt Stomoxygen, oder wenn er es nicht
hat, kann er es Jhnen beſchaffen. Ein Verſuch wird jeden von
der Vorzüglichkeit dieſes Präparates überzer gen. *929

(Bitte ausſchneiden.)
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Täglich ausverkauft!
Tageskasse von 10 und 4--6 Uhr.
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Dienstag den 24. Junl 1913:

grbarrDunpe!unnt
verbunden mit ltalienischer Nacht.

Ausführende:

Herr Opernsänger Hugo Bergholz,
am Klavier Herr Kapellmeister J. Sonnabend,
und die Kapelle des Herrn H. Engelmann.
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im e in urgſtraße:

1. Abrechnung vom Vergnüg2. Bericht der reits Vertreter über die Sperre der

3.

S Anbetracht der wichtigen Tages Ordnung iſt es Pflicht aller
n und Berufsgenoſſen, vollzählig in dieſer Verſammlung zu

er
Aligem. Krunken- u. Sterhehasse

Donnerstag, den 26. Juni, abends 8 Uhr,
im Saale von Preßlers BVerg:

1. Kaſſenbericht. 2. Bericht des Delegierten.
Ortsverwaltung (vom 1. Juli 1613 bis 1. Juli 1914).

Hierzu werden ſämmtliche Mitglieder eingeladen. 1786
Die Ortsverwaltung. J. A.: Julius Schmidt.
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Der Vorstand

der Hetullurheiter a. a w Hulle-Süc

v 5Mitglieder Versammlung.
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Hos Endwoell, 2

Transport frei Haus.

Er ws r m. Dechkel v. 4 Mk. an,

u. Unregelmäßig 18 dicht am Markt.

Naàächsten Mittwooh, den 25. Juni

Mitglieder Versammlung.
Tagesordnung1. Bericht vom Kreistag.

2. Aufſtellung der Kandidaten zur Stadtverordnetenwahl.

3. Anträge und Verſchiedenes. *926Parteigenoſſen und Genoſſinnen, bei der Wichtigkeit der Tages-
ordnung iſt es notwendig, daß alle erſcheinen. Der Vorstand

Sozialdemokrat Verein
Holzweissig.

Der Mittwoch den 25. Junl 1913 in Sonntags Lokal:

Versammlung.
Tagesordnung: Bericht vom Kreistage.

2. Verſchiedenes. *936
1650
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honsum- Verein Welnböhla,

Verkdufsctelle Elsterwerda
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Graupen, fein viund 18, 20, 22 j.
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Die trauernden Hinterbliebenen
1790 H. hehehenbeek und Frau nebſt Kinder
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Deutſcher Reichstag.
167. Sitzung vom Sonnabend, den 21. Juni, mittaas 12 Uhr.
Am Bundesratstiſch: v. Heeringen.

Die zweite Leſung der Wehrvorlage.
Neunter Tag.

Sächſiſcher General Leuckhardt von Weißdorff: Die
Sehauptung des Abg. Stadthagen, daß es in der geheimen Order
des Königs Georg von Sachſen als richtig bezeichnet worden wäre,
wenn mißhandelte Soldaten ſtraffrei Notwehr üben können, iſt
völlig unbegründet. Es iſt ein ſtarkes Stück, wie der Abg. Stadt
hagen jeden Erlaß, der ſich auf vor 20 Jahren vorgekommene
Soldatenmißhandlungen bei zwei Regimentern bezieht, ausſchlach-
tet für die Gegenwart. Seit jenem Erlaß ſind die Soldatenmißz-
handlungen ſehr bedeutend zurückgegangen. (Veifall rechts.)

Abg. v. Calker (nall.) Eine eingehende Diskuſſion über
die Reform des Militärrechts ſollte eigentlich nur in der Kom-
miſſion ſtattfinden. Maßloſe Kritik ſchädigt mehr als ſie nützt.
Andererſeits muß ich zugeben, daß unſere Wiſſenſchaft ſich zu
wenig mit der Kritik des Heeres beſchäftigt hat. (Hört! hört!
links.) Das Reichsmilitärgericht, ſo Tüchtiges es leiſtet, kann
nicht über das geltende Militärrecht hinweg. Dies muß alſo re-
formiert werden. Nicht nur ſind die Mindeſtſtrafen durchweg zu
hoch, nein auch ſo ziemlich jeder Paragraph des Militärſtrafgeſetz-
buchs muß bezüglich der Tatbeſtandsmerkmale reformiert werden
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten). Dieſe Reform kann aber
nicht im Zuſammenhang mit der Wehrvorlage erfolgen. Die Mili-
tärverwaltung bekämpft mit uns die Soldatenmißhandlungen, aber
man ſollte die gewohnheitsmäßige Körperverletzung Unkergebener
als qualifiziertes Delikt behandeln und obligatoriſch mit Zucht-
haus und Ausſtoßung aus dem Heere beſtrafen. Beifall links.)
Ferner gewährt das geltende Recht nicht genügenden Schutz gegen
gemeingefährliche Geiſteskranke. Den Militärrichtern fehlt oft
das Vorbild, deshab ſchlage ich eine Militärrechtsakademie vor.
(Beifall bei den Natl.).

Abg. v. Brock hauſen (konſ.): Die Sozialdemokratie will
die Kommandogewalt des Kaiſers durch das parlamentariſche Re
gime erſetzen. Die Mißhandlungsrede des Abg. Stadthagen war
eine Mißhandlung des Hauſes. (Bravol rechts. Notwendige Re-
formen müſſen natürlich durchgeführt werden, aber dieſe große
Vorlage iſt zu gut dazu, um die Zeit mit ſolchen Reſolutionen und
ſo viel ſozialdemokratiſchen Reden zu verbringen. Die BVeſchwerde
ordnung iſt ſo einfach und klar, dafß; ſie jeder Soldat verſteht. Auf
den ſtrengen Arreſt kann im Jntereſſe der Disziplin und damit der
Schlagfertigkeit des Heeres nicht verzichtet werden. Wir ſind auch
gegen die Reſolution der Vudgetfommiſſion; die Ehrengerichtsvor
ſchriften ſind Sache der Kommandogewalt. Sozialdemokraten wird
das Offizierkorps nicht unter ſich dulden, auch nicht Leute, die aus
irgend welchen Gründen mit der Sozialdemokratie zuſammengehen
wollen. (Bravol! rechts.)

Abg. Müller-Meiningen: Das Militärſtrafrecht
nach einer Reform. Aber die ſozialdemokratiſchen Anträge
natürlich unannehmbar. (Abg. Stadthagen: Für Siel!)
Soldat dem Hauptmann, der ihm ſagt: „NRammel, ſtell dich mal
grad herl“ (Heiterkeit) erwidern dürfen: „Hauptimann, du biſt
der größte Rammel!“ oder ihm eine hinhauen können! Nach dem
ſozialdemokratiſchen Syſtem könnte man bei der Wehrvorlage
ſchließlich auch das Kaligeſetz reformieren, denn Kali wird ja auch
zur Pulverfabrikation verwendet. (Aul bei den Sozialdemokraten.)
Die Reſolution der Vudgetkommiſſion faßt die gerechtfertigten Re
formwünſche der Reichstagsmehrheit zuſammen. Beifall links.)

ſchreit
ſind

Soll der

Abg. Kunert (Soz.)
Die Kalguer des Vorredners waren keine Gründe

Abg. van Calker bewegte ſich in dem bewährten „einerſeits, an
dererſeits“. Wir ſehen immer wieder, daß wir die Schandtaten
der Soldatenſchinder nicht aus der Welt ſchaffen können, wenn wir
nicht ganz andere Mitte als bisher ergreifen und von unten auf-
arbeiten. Energiſche Maßregeln gegen die niederträchtigen, feigen
und gemeinen Soldatenpeiniger würden die Disziplinbrecher
treffen, nicht die Disziplin. Herr v. Brockhauſen ſpricht von uns
gewiſſermaßen als Rebellen, er vergißt aber, daß er ſelbſt ein Re
hell iſt, und zwar ein Kanalrebell. (Sehr gut! bei den Sozialdemo
fraten.) Unſere Anträge ſollen ein Prüfſtein dafür ſein, ob etwas
für die Soldaten gebeſſert werden ſoll oder nicht. Es iſt eine rechte
Schamloſigkeit, daß von unſeren junkerlichen und ſcharſfmacheriſchen
Naturen das Volk zum Packeſel gemacht werden ſoll, um dafür noch
mit Prügel regaliert zu werden. Noch immer liegen zahlloſe Fälle
von Soldatenmiſß handlungen vor. Iſt es nicht eine nichtsnutzige
Gemeinheit, wenn Vorgeſetzte ihre Untergebenen gezwungen haben,
den Jnhalt von Speinäpfen aufzueſſen, tieriſche und menſchliche
Exkremente zu verzehren, ſich Zaum und Kandare und Sattel an
legen und mit Peitſche und Sporen bearbeiten zu laſſen, Unzucht
zu treiben uſw. Das Recht der Notwehr hat jeder, nur der Soldat
nicht. Herr van Calker iſt gewiß kein Radikaler, ſondern ein gut
Konſervativer nur aus Verſehen unter die Nationalliberalen ge
raten (Heiterkeit). Um ſo wertvoller iſt es, daß ſogar er die Re
formbedürftigkeit im Militärrecht anerkennt. Für ein bedingles
Notwehrrecht treten ſogar konſervative Schriftſteller und Veamte
ein. Nur der rechtliche Befehl ſoll nach ihrer Auffaſſung unbe-
dingt zu befolgen ſein. Dies ſtimme auch mit der Praxis des
Reichsmilitärgerichts überein. Wenn aber ein eingeſchränktes Not
wehrrecht beſteht, ſo ſehen wir nicht ein, warum wir nicht auch das
uneingeſchränkte Notwehrrecht fordern ſollen. Jn der Theorie
exiſtiert dieſes Recht ſogar, indem durch 8 2 des Reichsmilitäörſtraf-
rechts die allgemeinen Beſtimmungen des zivbilen Reichsſtrafgeſetz

und der

buches als gültig anerkannt wurden. Jn den 88 53 und 54 des
RStGG wird aber das allgemeine Nolwehrrecht anerkannt. Dem-

gegenüber iſt unſer Antrag ja nur ein Teilſtück. Das unbedingte
Notwehrrecht hat übrigens auch der Zentkrumsabg. Daßbach 1904
gefordert (Hört! hörtl! bei den Sozialdemokraten Die Konſer-
vativen, die für das Duell, für das moderniſierte mittelalterliche
Fauſtrecht ſind, wollen das Notwehrrecht, ſein elementares Men-
ſchenrecht, dem Soldaten verweigern. Je kräftiger das Beſchwerde-
recht reformiert und gehandhabt wird, deſto ſeltener wird das Not-
wehrrecht gebraucht werden. Sichern Sie Beſchwerderecht und Not
wehrrecht, ſo werden Sie Mißhandlungen und Hadabergehorſam
beſeitigen. Das Militärrecht an fich bleiht nach wie vor als Aus
nahmerecht beſtehen, als Klaſſenrecht, als ſchandbares Unrecht reif
zum Untergang. (Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten.

Vizepräſident Dove ruft den Redner wegen des letzten Aus-
drucks zur Ordnung.

Oberſt v. Langermann erklärt, daß er als Regimentskomman-
deur ſtreng darauf gehalten habe, daß keine Mißhandlungen vor-
kämen. Auch werden nicht alle, die ſich erfolglos beſchweren, be
ſtraft. Die ſozialdemokratiſchen Anträge ſind überflüſſig und
würden unſere ganze Disziplin aufheben.

Abg. Peus (Soz.):
Stadthagen hat geſtern nur Tatſachen vorgebracht und darüber

das Maß von Entrüſtung ausgeſchüttet, das durchaus angebracht
war. Die Soldatenmißhandlungen beſtehen bis zur Stunde fort.

reilich haben ſie in gewiſſen Regimentern aufgehört, in denen es
ffiziere gibt, die ſich unſere Erziehung haben angedeihen laſſen.

(Heilerkeit b. d. Soz.) Aber es gibt auch noch Regimenter mit
Offizieren und Unteroffizieren, die bis zur Stunde ähnliche Jn-
famien begehen, wie ſie von uns ſeit vielen Jahrzehnten auf das
heftigſte kritiſiert werden. Das größte Verdienſt, wenn es etwas doch wollen Sie ſie abſchaffen!

c ääääö„öä2D T
beſſer geworden iſt, hat Bebel. (Lebh. Beifall b. d. Soz.)
Verdienſt gehört vor allem ihm, daß er Hunderttauſende von Sol
daten vor Mißhandlungen geſchützt hat, indem er immer wieder die

anderen Soldaten zuteil gewordenen Mißhandlungen kritiſiert hat.
(Lebh. Beifall b. d. Soz.) Auch der Kriegsminiſter v. Heeringen
wendet ſich gegen die Soldatenmißhandlungen, aber doch nur, weil
unſere fortgeſetzte Kritik ihn dazu zwingt. Wir haben Sie ſogar
dazu gezwungen, daß der Amneſtieerlaß die Soldatenmißhändler
ausdrücklich ausgenommen hat. (Sehr gut! b. d. Soz.) Das Heer
iſt doch viel älter, als die Sozialdemokratie. Warum haben Sie
nicht in früheren Jahrzehnten die Soldatenmißhandlungen be-
ſeitigt? Früher lagen die Exerzierplatze offen.
Soldatenmißhandlungen, ohne Anſtoß daran zu nehmen. Heute
ſind die Plätze geſperrt, weil man ſich ſchämen gelernt hat. So
müſſen Sie mehr und mehr vor der Oeffentlichkeit flüchten. Es
gibt zwei Arten von Offizieren, ſolche, für die man durchs Feuer
gehen kann. (Hört! hört! rechts) Warten Sie doch. Jch habe
als Soldat die Empfindung gehabt, für meine zwei Hauptleute
könnte ich durchs Feuer gehen. (Erneutes Hört! hört! rechts.) Sie
müſſen aber auch das andere hören. (Heiterkeit.) Jch hatte näm-
lich auch Unteroffiziere und Offiziere, das waren ſo imfame Beſtien,
daß ich die Empfindung, die Stadthagen geäußert hat, noch heute
nachempfinden kann, und darauf kommt es an; die Geſetze beſtehen
nicht für die anſtändigen die könnten faſt ohne Geſetz aus-
kommen ſondern für die imfamen Kerle, die leider in unſeren
heutigen Syſtem ſich noch ſchrankenlos betätigen können. Jn
meiner Kompagnie war ein Premierleutnant, der trat die Leute
mit Füßen. Die Leute kamen zu mir und ich habe mir überlegt,
ob ich eine Beſchwerde einreichen ſollte. Jch mußte mir aber ſagen,
was mir bei Einreichung einer ſolchen gemeinſchaftlichen Beſchwerde
hätte paſſieren können, und unterließ es. Die Mannſchaften zu
quälen, iſt eine Disziplinloſigkeit. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Ge-
wiß haben dazu in erſter Linie die Unteroffiziere Gelegenheit.
Aber auch die Duldung der Mißhandlungen, eine Läſſigkeit in der
Beaufſichtigung der Unteroffiziere, iſt bei den Offizieren genau
ſo zu verurteilen, als wenn ſie ſelbſt Mißhandlungen begehen wür-
den. Ein genügender Schutz gegenüber jeden Mißbrauch des Rechts
auf Notwehr iſt das Bewußtſein, daß derjenige hart beſtraft wird,
der dies Recht über ein gewiſſes Maß hinaus ausübt. FJch gebe zu,
daß ſo unerhörle Sachen, wie früher, wo Leute gezwungen wurden,
ihren eigenen Unrat zu kauen uſw., ſeltener geworden ſind. Aber
aufgehörl haben ſie nicht. Der ſpringende Punkt bei der Frage des
ſtrengen Arreſtes iſt, daß dieſe Strafe nicht für alle verhängt wird,
ſondern ein Unterſchied gemacht wird, zwiſchen Gemeinen und
Unteroffizieren ohne Portepee auf der einen Seite und den
Portepeeträgern auf der andern Seite. Hier macht das Geſetz alſo
ſelber einen Klaſſenunterſchied, und das iſt das unerhörte. Nun
wird geſaglt, die Militärvorlage wäre nicht die richtige Stelle, um
bie Reſorm der Militärjuſtiz durchzuſehen. Ich gebe zu, daß es
beſſer wäre, wenn man es in anderer Weiſe machen würde. Jetzt,
wo die Regierung das ſtehende Heer ſo ungeheuer vermehrt haben
will, ſo viel mehr Gelegenheit alſo für die Soldatenmißhandlung
geſchaffen wird, hätte ſie ſelbſt einen ſolchen Entwurf einbringen
ſollen. Sie hat es aber nicht getan. Die bürgerlichen Parteien
hälten ſofort, als die Vorlage eingebracht wurde, erklären müſſen:
Wir diskutieren erſt darüber, wenn gleichzeitig die nötigen Re-
formen vorgeſchlagen werden. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Aber nichts
davon iſt geſchehen.

Eincs Tages werden unſere Wünſche doch erfüllt werden, das
dauert nicht etwa noch gar zu lange. (Abg. Kreth: Wie lange
Jedenfalls nicht ſo lange, wie Sie es wünſchen. (Sehr gut! bei den
Sozialdemokraten. Wir haben doch ſchon manches erreicht, und
weil wir noch nicht mehr erreicht haben, darum ſehen Sie hier 110
Sozialdemokraten und ein Drittel des deutſchen Volkes ſtimmt
ſozigaldemokratiſch. Wir bekommen aber auch noch die Hälfte! Wenn
Herr v. Calker immerhin doch eine andere Haltung einnimmt als
Herr v. Brockhauſen, dann iſt das auch die Folge der Rückſichtnahme
auf die Sozialdemokratie. Sie können machen, was Sie wollen,
es ſchlägt doch zu unſeren Gunſten aus. Wir ſtellen aber unſere
Forderungen keineswegs nur, um zu unſerem Parteivergnügen
agitieren zu können, ſondern wir wollen den Soldaten helfen gegen
ihre Peiniger. (Lebhafte Zuſtimmung bei den Sozialdemokraten.)
Ich erinnere mich noch ſehr gqut, wie ſich an mich und andere Ver-
liner die Unteroffiziere nicht herangewagt haben, weil ſie ſich
dachten, die Kerle melden mich, dann fliege ich ins Loch; die pol-
niſchen Soldaten aus dem Liken aber wurden mit der Fauſt vor die
Lruſt geſtoßen, weil man wuß,te, daß dieſe Früchte ländlich-junker
licher Erziehung ſich alles geſallen laſſen. Zweifellos iſt ja auf dem
Lande das Ehrgefühl nach dieſer Richtung noch weniger entwickelt.
So wie ſich ein Banernknecht oder auch ein Bauernſohn mißhandeln
ſäßt, ſo läßt ſich nicht jeder ſozialdemokratiſche Arbeiter mißhan-
deln. Jch ſage das deshalb, weil man als einen Beweis gegen un-
ſere Vehauptungen angeführt hat, daß ſich ſo viele Freiwillige zu
gewiſſen Regimentern melden. Die jungen Leute vom Lande ſind
ſo wenig verwöhnt, daß ſie ſogar in der Kaſerne manches finden,
was ſie vorher entbehren mußten. Die Teilnahme von 4000 bis
5000 alten Soldaten bei der Jubiläumsfeier eines Berliner Garde-
regiments beweiſt auch nichts, denn es iſt eine glückliche Gabe der
Nalur, daß der Menſch das Häßliche aus der Vergangenheit viel
leichter vergißt wie das Angenehme. Gewiß gibt es auch Vorge
ſetzte, an die man gern denkt, und auch ich habe mich darüber ge-
freut, daß ein alter Vorgeſetzter ſich nicht gleich gefürchtet hat, mit
mir, einem ſozialdemokratiſchen Abgeordneten, zuſammen über die
Straße zu gehen. (Heiterkeit links.)

So mancher bon dieſen 4000 bis 5000 iſt heute Beamter uſw.
und ganz in den Geiſt des Militarismus hineingewachſen. Es gibt
a auch noch genug Kriegervereinler! Wir können hoffen, daß das,
a wir wollen, ſich durchſetzen wird. Beim allgemeinen Wahlrecht
äßt ſich auf die Dauer der Klaſſenſtaat und ſein Militarismus
richt agufrechterhalten. Ueberall marſchiert die Demokratie, denken
Sie nur an den W ihlſieg der holländiſchen Sozialiſten! Das
Kriegsminiſterium läßt ſich in dieſer ganzen Debatte immer wieder
verprügeln, nur ab und zu ein paar Worte, aber niemals eine
Stellungnahme zu den prinzipiellen Fragen. Der geſtrige Dank-
erlaß des Kaiſers iſt ja in einem beſcheideneren Ton gehalten, als
man in der Vergangenheit gewöhnt warz; vielleicht wird dieſer Ton
noch beſcheidener. (Präſident Kaempf unterſagt dieſe Ausdrucks-
weiſe.) Hätte man doch dem Kaiſer geraten, in dieſem Dankerlaß
die Reform des Militärrechts anzukündigen! Herrn v. Graefe er
widere ich, vaß gegen den Sieg der Demokratie ſchließlich auch kein
Hohengoller etwas ausrichten wird. Sie ſelbſt haben uns ja gezeigt,
daß der Kaiſer gegen Sie den Mittellandkanal nicht durchſetzen
konnte, und gegen uns konnte er das Zuchthausgeſetz nicht durch-
ſetzen. Neberlegen Sie ſich daher ſehr wohl, ob Sie uns durch Ab
lehnung unſeres Antrages wieder nützen wollen; durchſetzen wird
er ſich doch! (Beifall bei den Sozialdemokraten. Abg. Kreth:
Na ſetzen Sie ſich mal hin!)

Präſident Kaempf rügt nachdrücklich eine Wendung des Abg.
p. Brockhauſen gegen den Abg. Stadthagen als unparlamentariſch.

Kriegsminiſter v. Heeringen weiſt zunächſt die Ausdrucksweiſe
des Abg. Peus über den kaiſerlichen Dankerlaß zurück. Das
ganze deutſche Volk habe das Jubiläum des Kaiſers geſeiert.
Rufe bei den Sozialdemokraten Na! Na!) Den Soldaten braucht
die Sozialdemokratie nicht zu helfen, die Vorgeſetzten haben ſchon
lange vor der ſozialdemokratiſchen Agitation gewußzt, daß wohl
wollende und gerechte Behandlung der Untergebenen der beſte Weg
iſt. (Lebhafte Zurufe bei den Sozialdemokraten: Mißhandlungen!)
Sie ſagen, daß ſie die ſcharfen Geſetze nicht für die braven
Offiziere, ſondern für die weniger braven fordern, ſo iſt es aber
auch mit den ſtrengen Disziplinarſtrafen für Soldaten, die kom

men auch nicht gegen die braven Soldaten zur Anwendung Und
(Sehr gut! rechts.) Pie Vor-
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geſetzten, die ſich das verdammungswürdige Vergehen der Sol-
datenmißhandlung zuſchulden kommen laſſen, erleiden nicht nur
ihre Strafe, ſondern das hat auch ſeine Konſequenzen für ihre
Laufbahn. Ein Unteroffizier kann wegen Mißhandlung unter
Umſtänden noch am Ende ſeines zwölften Dienſtjahres mit Frau
und Kindern auf die Straße geſetzt werden, das iſt doch die ab
ſchreckendſte Strafe, die es gibt. Sie wollen, daß es in den
Strafen keinen Unterſchied zwiſchen Vorgeſetzten und Untergebenen
geben ſoll, aber das iſt in allen Armeen der Welt der Fall und
iſt ein Erfordernis der Disziplin. Der Vorgeſetzte, der einen Sol
daten mißhandelt, vergeht ſich ſchwer und wird ſchwer beſtraft,
aber er greift doch nur in die Rechtsſphäre dieſes einzelnen Mannes
ein; der Untergebene aber, der ſich an dem Vorgeſetzten vergreift,
vergeht ſich nicht nur gegen dieſen einen Vorgeſetzten, ſondern
gegen den ganzen Stand! (Aha! bei den Sozialdemokraten Un
ruhe rechts.) Die Soldatenmißhandlungen gehen ſtändig zurück,
1912 wurden nur noch 0,25 Proz. der Offiziere und Unteroffiziere
deswegen beſtraft, im ganzen nur 24 Offiziere, ich wollte freilich,
es wäre gar keiner. Aber die Offiziere und Unteroffiziere ſind
nun einmal keine Engel, ſondern energiſche, temperamentvolle Per
ſönlichkeiten, die ſich hinreißen laſſen. Jeder, der ein Herz für
die Armee hat, verurteilt aber die Miß handlungen auf das aller
ſchärfſte. Der Abg. Peus hat erklärt, daß die Umzäunung der
Exerzierplätze beweiſe, daß man ſich vor der Oeffentlichkeit fürchte.
Nun, als ich das Regiment 117 in Mainz kommandierte, mußte
ich beim Exerzieren auf dem Schloßplatz polizeilichen Schutz in
Anſpruch nehmen gegen Bürger, die meinen Soldaten zuriefen:
Werft doch dem Kerl das Gewehr an den Kopf! und dergleichen
mehr. (Hört! hört! rechts, lebhafte Rufe bei den Sozialdemokraten
Warum Sagen Sie doch den Leuten, die zum Militär kommen,
nicht immer, daß ſie beim Militär nur gepeinigt werden, ſondern,
daß ſie ihre Pflicht und Schuldigkeit tun ſollen, dann wird auch
manches beſſer werden. Mit der Verallgemeinerung einzelner
Vergehen von Leuten, die die Armee nicht kennen, ſehen Sie die
Armee nur runter. Wer die Armee kennt, weiß, was wir an
ihr haben, und dieſen Glauben läßt ſich das deutſche Volk durch
derartige Reden nicht nehmen! (Lebhafter Beifall rechts.)

Abg. Stadthagen (Soz.):
Der Abg. van Calker und ſelbſtverſtändlich auch Dr. Müller

haben ſich gegen meine übertriebene Kritik“ gewandt. Bringen
Sie mir doch ein Beiſpiel dafür, daß ich übertrieben habe! Jch
habe mich nur auf rechtskräftige Urteile und auf den Erlaß des
Prinzen und ſpäteren Königs Georg von Sochſen geſtützt.
Erklärung Dr. Müllers, daß unſere Anträge unannehmbar ſeien,
beweiſt nur ſowohl eine gewaltige Selbſtgefälligkeit, als eine
große Hilfloſigkeit, die in Ermangelung von Gründen, Schein-
gründe geltend macht. Sehr bezeichnend iſt es, daß die liberalen
Parteien jetzt von dem Standpunkt zurückkommen, den ſie vor
Jahren ſelbſt noch in dieſen Fragen eingenommen haben. Jch
habe auch keineswegs behauptet, daß in der Armee nichts als,
Quälereien getrieben werden, ſondern nur, daß nach der beſtehen-
den Rechtslage die Möglichkeit beſteht, daß ſich die Soldaten all
dieſe kannibaliſchen Gemeinheiten wehrlos gefallen laſſen mitſſen.
Während die Liberalen noch 1892 auf unſerem Standpunkt ſtanden,
daß nach dem allgemeinen ſtafrechtlichen Grundſätzen dem Soldaten
ein Notwehrrecht gegen rechtswidrige Angriffe der Vorgeſehzten,
alſo gegen Beleidigungen, Miß handlungen uſw. zuſteht, erklärte
heule der liberale Dr. Müller, daß der Soldat den ihn beſchimpfen-
den Hauptmann beileibe nicht wiederſchimpfen dürfte. Dieſe libe-
rale Entwickelung iſt intereſſant. Die Jnhaber der Kommando-
gewalt haben ſich ſelbſt gegen die Soldatenmißhandlungen ausge-
fprochen, trotzdem behaupten die Konſervativen, daß unſer Ver
langen nach gründlichem Schutz gegen Soldatenmißhandlungen die
Kommandogewalt beſeitigen ſolle! Herr v. Brockhauſen ſagte vor-
hin, die Konſervativen hätten geſtern nur darum gelacht, weil ich
noch in ſo ſpäter Stunde aufgetreten ſei. Die Konſervativen aber
hatten doch unmittelbar vorher unſeren Vertagungsantrag abge-
lehnt, es bleibt alſo wahr, daß ſie gelacht haben, weil wirkliche Be-
kämpfung der kannibaliſchen Soldatenpeinigungen gefordert wurde.
Dem Kriegsminiſter erwidere ich, daß der einfache Soldat dieſelbe
Ehre hat, wie der höchſte Offizier, und daß deshalb jede Soldaten-
mißhandlung das ganze Volk beleidigt, deſſen Repräſentant in der
Armee nicht der Berufsoffizier, ſondern der einfache Soldat iſt.
Der Rückgang der Verurteilungen beweiſt keineswegs auch einen
Rückgang der Mißhandlungen, denn wir haben ja kein wirkliches
BVeſchwerderecht, es erfolgen zahlreiche Freiſprechungen hinter ver-
ſchloſſenen Türen und viele Mißhandlungen werden alſo ſo gering-
fügig beurteilt, daß man ſie nicht beſtraft. Gewiß gab es einige
Regimenter, wo Mißhandlungen nicht vorkamen, ſo z. B. die
Truppenteile, in denen der ſpätere General v. Pave durchſetzte, daß
Beſchwerden auch außerhalb des gewöhnlichen Weges angebracht
werden konnten. Jch bleibe dabei, daß Prinz Georg von Sachſen
das Notwehrrecht anerkannt hat, denn der Erlaß ſprach von den
Soldatenmißhandlungen in ſchärfſter Weiſe und erklärte, daß ſie
die Uniform und das Standesbeſwußtfein verletzten und der Sozial
demokratie Vorſchub leiſteten; die Disziplin müſſe ſich auf das
Fhrgefühl ſtützen. Wer das aber anerkennt, erkennt logiſcherweiſe
auch das Recht der Notwehr an, denn demjenigen, deſſen Ehre an-
gegriffen wird, muß auch das Recht zuſtehen, ſich dagegen zu
wehren. Jch frage den Kriegsminiſter, ob ein Mann, der ſich Be
fehlen des Unteroffiziers zu widernatürlichen Handlungen nicht
fügt, ſtrafbar macht oder nicht? Darauf kommt es an. Das Hin
und Her der Liberalen zeigt nur, wie ſtark in den bürgerlichen
Kreiſen der Gedanke des Kadavergehorſams dem der Ehre über-
wiegt. Die Auffaſſungen Dr. Müller-Meiningens haben mit Libe-
ralismus nichts mehr zu tun, da ſteht ſelbſt das Reichsmilitärgericht,
das einmal das Notwehrrecht anerkannt hat, noch auf einer höheren
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Rechtsauffaſſungsſtufe. Wie kann Dr. Müller ſagen, daß dienſt-
pflichtwidrige Beſehle zunächſt befolgt werden müſſen und erſt
ſpäter durch Beſchwerde angefochten werden können. Heute riskiert
der Soldat, der ſich den raffinierteſten Quälereien nicht fügt, fünf
Jahre Gefängnis. Die Witze des Dr. Müller über Kali uſw. können
uns nicht vergeſſen laſſen, daß wir die Pflicht haben, für die
130 000 nveueinzuſtellenden Soldaten gründlich zu ſorgen. Parkei-
politiſch kann uns die Ablehnung unſerer Anträge nur recht ſein,
aher im Jntereſſe der Ehre unſerer Soldaten bitte ich Sie, unſere
Anträge anzunehmen. (Lebh. Beifall bei den Sozialdemokraten.)

Sächſ. General Leukhart v. Weißdorf erklärt nochmals kurz,
daß der Prinz Georgſche Erlaß das Notwehrrecht nicht anerkannt
habe.

Abg. Heine (Soz.) verzichtet aufs Wortk, damit iſt die Militär-
juſtizdebatte geſchloſſen. Die Abſtimmung wird vertagt.

Ein Vertagungsantrag des Abg. Ledebour (Soz.) wird infolge
der ſchwachen Beſetzung des Hauſes nicht ausreichend unterſtützt.

Zum Kapitel „Kapitulantenweſen und Militäranwärter“ be-
gründet

Abg. Lieſching (Vp.) einen Ankrag, den länger dienenden Unter-
offizieren vom 12. Jahr an die Prämie von 3000 M. mit 4 Proz.
zu verzinſen.

Die Abſtimmung wird nach kurzer Debatte ausgeſetzt; einige
Militärbevollmächtigten und Abg. Erzberger (33.) erſuchen, die Vor-
lage anzunehmen, um die Unklarheiten des beſtehenden Rechts-
zuſtandes in bezug auf die Kapitulanten z beſeitigen.

Zum Artikel 34 begründet Abg. Dr. Müller Meiningen einen
Antrag, wonach im Reichsmilitärgeſetz die Verpflichtung der
Regierungen ausgeſprochen werden ſoll, daß die Heeresverwaltung
für Turnunterricht an die ſchulpflichtige männliche Jugend Sorge
tragen ſoll. Visher habe man dafür nur platoniſche Sympathie
bewieſen. Ein Antrag Mumm (Ant.) will die Unterſtützung des
Reichs nur den auf dem Boden der heutigen Staatsordnung ſtehe

den Turnvereinen zu wenden



tiſche Politik getrieben werde.
wohl aber iſt die Deutſche Turnerſchaft

wäre.

Der ſozialdemokratiſche Antrag beſtimmt Aufhebung allerlandesrechtlichen Vorſchriften, durch welche die Erteilun des Turn

unterrichts von der et oder rege Geſinn des
n

ungLehrers oder der Schüler a ig gemacht oder die Gemeinden
in e Ueberlaſſung der Turnhallen an Turnvereinen beſchränkt
werden.

Die Budgetkommiſſion beantrag. eine allgemeinere turn freund
liche Reſolution.

Kriegsminiſter v. Heeringen: Die Kommiſſionsreſolutionen
ſind für die Militärverwaltungen annehmbar, aber nicht der Antrag
Ablaß in ſeiner jetzigen Form, wird »r dagegen in eine Reſolution
umgewandelt, ſo können wir auch ihn akzeptieren,

Abg. Heine- Deſſau (Soz.):
Der Antrag Mumm hat jedenfalls den einen Vorzug der Ehr

Der el Ablaß ohne unſeren Unterantrag hat für unslichkeit.
um keinen Deut mehr Wert als die Kommiſſionsreſolution mit oder
ohne Mumm. (Heiterkeit.) Das Turnen an ſich wird ja nicht mehr
verfolgt wie früher, als ſogar das Wort verboten war! Die deutſ
Turnerſchaft ſteht nicht, wie Müller-Meiningen zu fürchten ſcheint,
noch im Geruch demokratiſcher Tendenzen, ſondern ſie gilt, und mitvollem Recht, in Armeekreiſen als völlig harmlos. Die Verfolgung
turneriſcher Beſtrebungen richtet ſich gegen die Arbeiter und außer-dem gegen Polen und Dänen! unſerem i er Adler,
einem geprüften Turnlehrer, wurde die Erteilung von Turnſchul-
unterricht in Schleswig unterſagt, weil er als Sozialdemokrat nicht
die ſittliche Reife zur Erteilung von Schulunterricht beſitze. (Stür-
miſche Pfuirufe bei den Sozialdemokraten.) Die weitere Konſe
quenz würde ſein, daß allen ſozialdemokratiſchen Vätern das Recht
zur Erziehung ihrer Kinder abgeſprochen wird. (Bewegung.) Das
ſind ſchöne Ausſichten für die Zukunft Deutſchlands. (Sehr wahr!
bei den Sozialdemokraten. Man benutzt zur Schikanierung der
Turnvereine eine aus dem Jahre 1834 ſtammende Kabinettsorder,
da Reichsgeſetze und preußiſche Geſetze gar keine Handhabe bieten.
Aber ſelbſt dieſe Kabinettsorder macht nur den als Erſatz für Schul-
unterricht erteilten Unterricht, nicht den Unterricht an Erwachſene,
genehmigungspflichtig. Darum gelang es uns auch, in allen Jn-
ſtanzen ein freiſprechendes Urteil zu erlangen, als gegen einen un
ſerer Parteigenoſſen wegen Erteilung von Turnunterricht vorge-
gangen wurde. Aber die Regierung wußte ſich zu helfen, und ließ
durch die Gemeinden den Turnunterricht als obligatoriſch auf den
Schulplan der Fortbildungsſchulen ſetzen. Erteilt wird der Unter-
richt nicht, aber es ſteht im Plan, und ſo wird denn nunmehr der
Turnunterricht als Erſatz eines Schulunterrichts betrachtet und
demgemäß für genehmigungspflichtig erklärt. Das Reichsgericht
hat dann auch ſeine Stellung verändert und die Genehmigungs-
pflicht auf jeden Unterricht an „ſchutzbedürftige“' Perſonen ausge-
geben; die Regierung erklärt nun alle Perſonen bis etwa ins
ſtudentiſche Alter, alſo bis ungefähr 25 Jahren, für ſchußbedürftig
(Hört! hört! und Heiterkeit bei den Sozialdemokraten) und be-
hauptet demgemäß, jeder an ſie erteilte Unterricht ſei genehmi-
gungspflichtig. Die Genehmigung wird dann konſequent verſagt.
Als der Turnverein Fichte eine Liſte von nicht ſozialdemokratiſchen
Turnlehrern einreichte, die bereit ſind, im genannten Verein Turn-
unterricht zu erteilen, wurde kurzerhand erklärt, Genehmigung zum
Turnunterricht im Verein „Fichte“ wird überhaupt nicht erteilt.
Alſo die Abſicht geht dahin, das ganze Turnen in der Arbeiterklaſſe
zu unterdrücken. Die Schulaufſichtsbehörden können Geldſtrafen
bis zu 10 000 M. und darüber und entſprechende Gefängnisſtrafen
verhängen, ohne daß es eine Appellation dagegen gibt. (Lebhaftes
Hört! hört! bei den Sozialdemokraten. So was gibt es außer in
Preußen und den Nachbarſtaaten allenfalls noch in Rußland. Jn
Anhalt werden jedem Kinde, das eine Turnſtunde des Arbeiter-
turnvereins beſucht, Prügel oder Arreſtſtrafe oder Ueberweiſung
aus der ſogenannten gehobenen Volksſchule in die einfache Volks
ſchule angedroht. (Lebhaftes Hört! hört! bei den Sozialdemo-
kraten.) Dieſe W ſind nicht nur ungerecht, ſondern auch
r denn ſie ſchaffen nur jugendliche Märtyrer, die dann um
ſo mehr an den Beſtrebungen hängen werden, wegen deren ſie ver-
folgt wurden. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. Man be-
gründet das damit, daß in den Arbeiterturnvereinen ſozialdemokra-

Das trifft aber durchaus nicht zu,
ein ausgeſprochen poli-

tiſcher Verein. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.
Sie ſchließt alle Sozialdemokraten aus, weil ſie angeblich nicht

national ſind. Aber national in dem Sinn, daß man das beſte für
das Vaterland will, ſind wir auch. Selbſt wenn in den Arbeiter-
turnvereinen Politik getrieben würde, ſo würde daraus nur folgen,
daß junge Leute unter 18 Jahren an ihren Verſammlungen nicht
teilnehmen dürfen. Aber Turnübungen ſind keine Verſammlungen.

Es iſt noch kein einziger Fall nachgewieſen, in dem auch nur ein
einziges politiſches Wort in einem Arbeiterturnverein gefallen

(Hörtl hört! bei den Sozialdemokraten.) Wenn wirklich in
dem Liederbuch der Arbeiterturner einige politiſche Lieder ent-

halten ſein ſollen, ſo iſt nicht bewieſen, daß dieſe Lieder von den
jungen Leuten auch geſungen worden ſind.
auch in den Kommersbüchern der ſtudentiſchen Vereine politiſche

Uebrigens finden ſich

Lieder, ohne daß dieſe Vereine dadurch politiſch wären. Seit den
Faſchingswahlen geht das Treiben der Deutſchen Turnerſchaft gegen
ihre ſozialdemokratiſchgeſinnten Mitglieder und hierdurch und
durch das zunchmende Jntereſſe der Arbeiterſchaft für die Fragen
der Körperkultur ſind die Arbeiternturnvereine groß geworden. Es
beſteht kein politiſcher Zuſammenhang zwiſchen der Arbeiterturner-
bewegung und der Sozialdemokratie als Partei. Jede Partei hat
auch allgemeine kulturelle Beſtrebungen, die Partei des Herrn
Werner ausge nommen. Heiterkeit. Wenn die Parteien als
ſolche das Turnen fördern und den Alkoholmißbrauch bekämpfen,
ſo werden dieſe Kulturbeſtrebungen damit nicht politiſch. (Sehr
richtigl links.) Eine Weltanſchauung gibt es natürlich in den
Arbeiterturnvereinen und es iſt gottſeidank nicht die Weltanſchau
ung des Muckertums. Aber iſt das nicht auch in den katholiſchen
Geſellenvereinen und den chriſtlichen Jünglingsvereinen der Fall?
Die Arbeiterturnvereine vermeiden ängſtlich jeden Schritt ins
politiſche Gebiet. Anders beim Jungdeutſchlandbund, der kein Hehl
daraus macht, ausgeſprochen politiſch zu ein. Jn dieſer politiſchen
Tendenz liegt auch der Todeskeim des Jungdeutſchlandbundes,
denn es wird einſt kommen, daß ſozialdemokratiſch geſinnte junge
Leute ſich dagegen auflehnen. Wenn unſer Antrag angenommenwird, dann ſt den Leuten, wenigſtens die in dieſen Ungeſetzlich-

keiten fortfahren, das Siegel der Ungeſetzlichkeit aufgedrückt. (Leb-
hafter Beifall bei den Sozialdemokraten.)

Nach einigen kurzen Ausführungen des Abg. Mumm (Ant.)
für ſeinen Antrag vertagt das Haus die Weiterberatung auf Diens
tag 83 Uhr.

Schluß: 6 Uhr.

Verbandstag der Metallarbeiter.
Breslau, 20. Juni 1913.

Fünfter Verhandlungstag.
Die Verhandlung über die Statutenberatung wird

fortgeſetzt. Vorerſt wird beſchloſſen, den geſtern kurz vor
Schluß der Tagung gefaßten Beſchluß, die Staffelbeitrags-
kommiſſion aus neun Mitgliedern, von denen drei Gegner der
Staffelbeiträge ſein müſſen, zuſammenzuſetzen, dahin zu
ändern, daß die Kommiſſion aus elf Mitgliedern zuſammen-
zuſetzen iſt, die von den elf Bezirken beſtimmt werden.

Der S 8, der Reiſegeld und Umzugsunterſtützung behandelt,
wird in ſeinen einzelnen Abſätzen ſehr viel geändert.

S 9, Abſatz 1, wird neu formuliert:
Die Erwerbsloſenunterſtützung wird in 72 auf-

einanderfolgenden Wochen für höchſtens 120 Tage gewährt und
beträgt im Falle von Acbeitsloſigkeit:

für männliche f. weibl. u. jugendl.bei einer Mitglieder männl. MitgliederMitgliedsdauer vr. Tag pr. Woche pr. Tag pr. Woche
von 52—156 Wochen 1,16*/s Mk. 7,00 Mk. 58 Pf. 3,50 Mk.
über 156—260 1 600 662/3 4,00

260 364 50 900. 76 14460365--468 1662/3 10,00 83 00408--570 G 1100 91 6560570 2,00 12,00 1,00 Mk. 6,00 e

d le von Krankheit gilt das gleiche.
9, Abſatz 2, wird geſtrichen, er iſt durch die neue Faſſungdes Ab atz 1 r

Jm übrigen bleibt S 9 unverändert.C bleibt unverändert.
ie Beratung der Statuten wird unterbrochen, Richter

Charlottenburg erſtattet den endzült gen Be 3 der Rech
nungskommiſſion. Es betrifft die Reviſion der Ge
C nns und Anſtellu ltniſſe der Verbands

mten.
Richter betont, daß die Gehaltsſätze der Verbandsbeamten

ſeit einem Jahrzehnt nicht verbeſſert worden ſind. Allge
emeinen werden in der Argen h Angeſtellten
öher bezahlt. Aus all dieſen Gründen iſt eine Aenderung der
ehaltsſtala berechtigt.

ls Material zu dieſer Frage liegt den Delegierten eine
Broſchüre über die Gehaltsve
Arbeiterbewegung vor.

Nach kurzer Diskuſſion wird ein Vorſchlag akzeptiert, der
beſtimmt, daß die wehaltsvorlage des Vorſtandes im ganzen
angenommen oder abgelehnt werden ſoll; im letzteren a
würde die Rechnungskommiſſion aus den während der Debatte
i fenen Anträgen eine neue Vorlage auszuarbeiten

aben.
Die Vorlage des Vorſtandes wird in namentlicher Abſtim-

mung mit 143 gegen 112 Stimmen angenommen.
Ripp- Mannheim erklärt unter n vieler Dele

gierter, daß die 112 Stimmen nicht gegen die Gehaltsvorlage
überhaupt, ſondern in erſter Linie wegen des Wunſches nach
Aenderung der Einzelheiten mit „nein“ geſtimmt hätten.

Für einige Mitglieder des Stuttgarter ptbureaus und
die Bevollmächtigten der Berliner Verwaltung wird ein
323 ehalt von 4200 Mk. bewilligt. Die Tagesdiäten der

ezirksleiter werden um 1 Mk. erhöht. Dem Verbandsaus-
ſchuß wird eine Entſchädigung von 500 Mk. bewilligt. Derſandeg Merer erhält eine Erhöhung des Mankogeldes zuge-

anden.
Anträge, die verlangen, daß die Abgeordneten in ihren Be

zügen, ſoweit der Verband in Frage kommt, gekürzt werden,
erledigt man nach dem der Delegierte Reichstagsabarord-
neter Brandes die Sachlage klargeſtellt hat durch Ueber-
gang zur Tagesordnung
Es wird nach dem Antrage der Rechnungskommiſſion be-

ſchloſſen, den Angeſtellten des Verbandes im erſten Jahre ihrer
Verbandstätigkeit 2 Wochen Ferien zu gewähren, die Ferien
wachſen bis zum 20. Anſtellungsjahre auf 4 Wochen. Weiter
wird beſchloſſen, daß die Beiträge für die Angeſtelltenverſiche-
rung, die der Verband ganz übernimmt, zu Laſten der Haupt-
kaſſe gehen.

Die Statutenberatung wird fortgeſetzt.
Die S 11, 12, 13 und 14 bleiben unverändert. Auf Anregung

aus der Statutenberatungskommiſſion wird der erſte Satz zu
8 15, Abſatz 1, wie folgt gefaßt:

Wird ein Mitglied infolge Eintretens für vom Verband
anerkannte Arbeitsberingungen oder infolge ſeiner Ver-
bandstätigkeit arbeitslos, ſo ſteht ihm, wenn ſeine Hand-
lungen im Einverſtändnis mit den Verbandsorganen erfolgte
und wenn es 26 Wochen uſw.

Die Tagung wurde mittags 2 Uhr abgebrochen.

Gewerkſchaftliches.
Die Behandlung der Sicherheitsmänner im Ruhrgebiet.

wird durch einen Vorfall von neuem grell beleuchtet, über den
die Dortmunder Arbeiter-Zeitung berichtet. Ein Sicherheits-
mann von Zeche Dorſtfeld, der genötigt war, das Berggewerbe-
gericht in Anſpruch zu nehmen, lehnte den als Vorſitzenden
fungierenden Bergrevierbeamten, Bergrat Vowinkel, wegen Be-
fangenheit ab. Er berief ſich zur Begründung auf die Tat-
ſache, daß der Bergrat Vowinkel in der Eigenſchaft als König-
licher Bergrevierbeamter eine Eintragung, die er als Sicher-
heitsmann in das Fahrbuch gemacht und in der er die Beſorg-
nis einer dringenden Gefahr ausgeſprochen hatte, im Beiſein
des Betriebsführers als eine unſinnige Eintragung be-
zeichnet habe. Vowinkel habe aber ſelbſt nachher feſtſtellen
müſſen, daß eine dringende Gefahr beſtanden habe. Seit dieſer
Zeit werde ein allgemeines Keſſeltrebben gegen ihn den
Kläger vorgenommen. Da man ihn bei der Ausführung
ſeiner Arbeiten nicht faſſen könne, ſuche man ihn bei der Feſt-
ſetzung der Gedinge unter Außerachtlaſſung der geſetzlichen
Beſtimmungen, zu ſchikanieren und zu ſchädigen. Aus der Be
handlung, die ihm durch den Revierbeamten bei zwei Befah-
rungen mit ihm zuteil geworden ſei, ſchließe er, daß Vowinkel
an dieſen Schikanierungen Jntereſſe habe, und deshalb be-
fürchte er, daß der Bergrat in dieſer Angelegenheit Partei für
die Zeche nehme, um einen läſtigen Sicherheitsmann los zu
werden.

Der Krefelder Färberſtreik beendet.
Wie dem Vorwärts telegraphiſch aus Krefeld mitgeteilt

wird, wurde der Färberſtreik beendet. Die Zugeſtändniſſe der
Unternehmer bleiben beſtehen. Maß regelungen
finden nicht ſtatt. Die Hamburger und M.-Gladbacher
Schiffer- und Hintzegardiſten müſſendie Betriebe
räumen.

Betrogene Arbeitswillige.
Der Eſſener Arbeiter-Zeitung iſt ein Brief von Arbeitern

aus Emden zugegangen, die ſich in Eſſen hatten anwerben
laſſen, ohne, wie ſie ſchreiben, gewußt zu haben, wohin die
Reiſe ging. Die Leute ſind als Streikbrecher im Hafen zu
Emden benutzt worden. Es war ihnen ein Tagelohn von 4,50
Mark bei freier Beköſtigung, und pro Ueberſtunde 80 Pf. ver
ſprochen worden. Nachdem ſie auf „ein Stück Papier“ ihren
Namen mit Bleiſtift hätten ſchreiben müſſen, wäre die Reiſe
nach Emden gegangen. Das Eſſen, das ſie auf dem Wohnſchiff
bekämen, wäre für das Vieh zu ſchlecht. Als deshalb mehrere
Arbeiter die Arbeit niedergelegt hätten, ſeien ihnen 25 Mk.
wegen Kontraktbruch einbehalten worden und 20 Mk. für Be-
köſtigung. Auf dem Wohnſchiff wimmelte es von Ungeziefer.
Die in den Kohlenbunkern arbeitenden Leute hätten kaum
Waſchgelegenheit. Viele müßten auf Strohſäcken auf dem
Fußboden ſchlafen. Die Behandlung ſei unbeſchreiblich. Bei
der Entnahme von Getränken würden die Arbeiter ſtark über-
vorteilt. Leuten, die 65 Mk. Lohnguthaben hatten, ſei geſagt
worden, ſie müßten noch 2 Mk. herauszahlen. Der Brief
ſchließt: „Es ſind noch Leute hier, darunter Verheiratete, die
gerne ihre Freiheit wieder haben möchten, und nur zurücdck-
ſchrecken, weil ihnen das Geld abgezogen wird und ſie dann
dem Elend weiter preisgegeben ſind. Wir bitten alſo, ſoviel
wie möglich den Zuzug fernzuhalten.“

Abwehrſtreiks in der Brauinduſtrie.
Jn der heſſiſchen Aktienbrauerei in Kaſſel hatten 75 Mann

am 14. Juni die Arbeit niedergelegt, weil drei Arbeiter gekün-
digt wurden, die ſich am weigerten Arbeiten zu ver
richten, die geſetzlich und tariflich nicht zuläſſig waren. Dieganze Streiiſrage wurde dann einem iedsgericht übergeben,

das zugunſten der Arbeiter entſchied. Am 21. Juni wurde die
Arbeit geſchloſſen wieder aufgenommen.

Weiter wurde ein Abwehrſtreik nach 83ſtündiger Dauer in
der Schützenbrauerei Schiltigheim bei Straßburg i. Elſ.,
einem Großbetrieb, zugunſten der Arbeiter entſchieden, der un
gerechte Behandlung und Maßregelung als Urſache batte. Um
ähnlichen Vorkornmniſſen durch Schuld der Vorgeſetzten in Zu

run t die Betriebsleiſ aſzrbeggen t fich die Betrie n

ltniſſe der Angeſtellten in der

auf den ſe
in vorkommenden Fällen mehr F

lung mit der Hrganiſation zu nehmen.
Bei der Aktienbrauerei Loreng Stötter in Augsbu vg ſind

nniv Brauereiarbeiter ausſtändig, nachdem Verhand-
en, die die Durchführung der Beſtimmungen des Tarif-

vertrages bezweckten, erfo geblieben waren. Der in Augs-
burg geltende Tarifvertrag ſieht für verheiratete Brauerei-
arbeiter, die außerhalb des Betriebes ſchlafen, eine Wohnungs

von 2 Mk. die Woche vor Die Firma Stötter
at ſich jedoch bisher geweigert, dieſe Beſtimmung des Ver-

trages anguerkennen, weshalb die Brauereiarbeiter die Arbeit
einſtellten. Zugug von Brauereiarbeitern nach Augsburg iſtbis auf weitere ſreng fernzuhalten.

Metallarbeiterausſtand in England.
Unter den Metallarbeitern des Midland gärt es ſeit

einiger Zeit. Schon kürzlich wurde mit dem Streik gedroht, er
unterblieb jedoch, da Vermittlungsverhandlungen zuſtande
kamen. Dieſe haben ſich jetzt zerſchlagen, ſo daß vorerſt zehn

tauſend Metallarbeiter in den Ausſtand
traten.Halle und Saalkreis.

Halle (Saale), den 23. Juni 1918.

Der Blumenkorſo auf der Saale.
Der rührige Halleſche Verkehrsverein ſetzt ſeine

Bemühungen, weithin leuchtende feſtliche Veranſtaltungen zu
treffen, durch „Einbürgerung“ des ſogenannten Blumen-
korſos eifrig fort. Ob es freilich gelingen wird, den Korſo
einerſeits wirklich glänzend und für Fremde lockend,
andererſeits zu einem freudig erwarteten Volksfeſte zu
machen das ſteht noch ſehr dahin. Halle iſt für derartige
Beſtrebungen noch Neuland, ganz abgeſehen davon, daß die Be
völkerung durch die großen Klaſſengegenſätze in ihr und das
ſcharf ausgeprägte preußiſche Herrſchaftsregiment keinen
warmen einheitlichen Ton wie z. B. in Süddeutſchhand
aufzubringen vermag. Die Volksmaſſe iſt hier ſo „erzog“
man ſie höchſtens aufs Staunen eingeſtellt, was zugleich
einſchließt, daß ſie die Veranſtalter als „die Reichen“ anſieht,
die „protzen“ wollen. Das mag ſicherlich in vielen Fällen nicht
zutreffen, aber hier liegen doch die Schwierigkeiten aller der
artigen Veranſtaltungen. Die Volksmenge kann keinen innern
Anteil an dem Gepräge nehmen; ſie fühlt, es iſt nicht ihr
Feſt, ſie ſteht zu den Schauſtellern in keinen innern Be-
ziehungen. Hinzu kommt, daß eine Anzahl Boote der Reklame
ihrer (geſchäftskundigen) Beſitzer dienten, was leider der Ver
kehrsverein nicht grundſätzlich hindern kann. Aber eine der-
artig aufdringliche und offene Reklame, wie ſie ein Boot für
eine Zigarette machte, dürfte unter keinen Umſtänden zuge-
laſſen werden. Das iſt nicht nur geſchmacklos, ſondern wirkt
letzten Endes als ſicherer Totengräber des ganzen Korſos. Das
möge man beachten. Jm übrigen muß man ſich wundern, daß
das reiche Halle, d. h. die Wohlhabenden, trotz aller An-
ſtrengungen des Verkehrsvereins doch nicht mehr an Glanz und
künſtleriſcher Fähigkeit aufzubieten vermögen, als es geſtern
zu ſehen war. An ſich betrachtet wies der Korſo freilich manche
Schönheiten auf, die jedoch mehr bei den oft mit erleſenem
Geſchmack geſchmückten kleineren Booten hervortraten (Bei
ſpiele: 5, 55, 26 uſw.). Auch die Abwicklung des ganzen Feſtesi
ging gut vonſtatten, ſo daß die Feſtleitung wohl befriedigt ſein
kann. Das Wetter war ausnehmend günſtig und freundlich,
die Wärme nicht unerträglich. Der Zug hielt im allgemeinen
die feſtgeſetzte Reihenfolge ein, die Boote waren gut bezeichnet.
Große Menſchenmaſſen drängten ſich an den Ufern zuſammen,
die Platzvermieter machten mit (eigentlich viel zu teuerem)
Sitzplätzen gute Geſchäfte. Der angekündigte „Zeppelin“ ließ
freilich auf ſich warten; er iſt zwar von Potsdam nach Leipzig
gefahren, „ſchnitt“ aber Halle. Muſikkapellen waren in großer
Zahl aufgeſtellt, doch die Qualität der Muſik ließ meiſt viel zu
wünſchen übrig. Am Abend erſtrahlte die Ruine Giebichenſtein
kurze Zeit in bengaliſchem Lichte, was einen ſchönen, phanta-
ſtiſchen Eindruck machte. Der Glanz auf den Trümmern lehrte:
ſo wechſelt Zeit und Zeiten

Die Preisverteilung bringt manche Ueberraſchungen.
Es iſt nicht klar, nach welchen Grundſätzen die Auszeichnungen
verliehen wurden. Feſthalten muß man wohl in erſter Linie:
guten Geſchmack im Blumenſchmuck. Alle ſonſtigen
Faktoren, Größe, Dekoration mit Stoff uſw. müſſen zurück
treten. Daß die Ritterſche Gondel Nr. 30 die erſte Ausgeich
nung verdiente, wird wohl allgemein anerkannt. Hier war
Einfachheit, Stileinheit, harmoniſche Größe, reiner und
ſchöner Blumenſchmuck mit gutem Geſchmack zu einer wirk
ſamen Form vereinigt. Dies Beiſpiel möge für das nächſte
Jahr zur Richtſchnur dienen. Den beiden Künfſtlervereini
gungen (Gondel 283, Boot 61) wird man ihre Preiſe gern
gönnen, doch mögen ſie bedenken, daß man gerade von ihnen
das Beſte und Auserleſenſte an künſtleriſchem Geſchmack er
wartet. Jhre Arbeiten hätten gut und gern noch eine Steige-
rung ertragen können. „Patriotismus“ war in der üblichen
Durchſchnittsform natürlich hie und da vertreten, ebenſo aller
hand „Nationalismus“. Davon ſpricht man nicht. Der Zoo
hatte eine Gondel mit einem Eſel geſtellt, die man lieber ver
mißt hätte. Unſer prächtiger Zoo ſteht uns allen doch zu hoch,
als daß er ſolche Belangloſigkeiten wagen dürfte. Alſo: in
Zukunft etwas Beſſeres! Es iſt uns leider unmöglich, alle
lobenswerten Anſtrengungen durch öffentliche Nennung zu
fördern; wir müſſen uns aus Raumgründen mit dem Abdruck
der Preisverteilungsliſte begnügen. Mögen alle Beteiligten,
einſchließlich der Leitung, alle Erfahrungen nutzbar machen,
um ſchließlich doch einen gangbaren Weg zu finden zu reinen,
ſchönen und tendengzloſen Volksfeſten.

Preisverteilung beim Blumenkorſo.
Ehrenpreiſe haben erhalten: Gondel 30 „Blumenfreund“

der Firma C. F. Ritter, Gondel 9 „Roſengarten“ vom Kegelklub
auf dem Neumarkt, Gondel 23 der freien Künſtlervereinignung;oot 46 „Klematis“ Frl. Marg. Schmidt und Frl. Anny Rud.
loff, Boot 61 von Mitgliedern des Künſtler-Vereins auf dem Pflug,
Boot 55 „Blumen in Blumen“ des Herrn Oskar Wünſche;

Erſte Preiſe haben erhalten: Gondel 26 „Heimfahrt vom
machen“ des Herrn Hugo Eichler, Gondel 35 des Herrn

andelsgärtner Paul Große, Gondel j2 des Korps „Teutonia“,
Gondel 11 Huldigung zum 25 jährigen Regierungsjubiläum S. M.
des Deutſchen Kaiſers, von den Halloren, Gondel 29 „Fröhliche
Heimfahrt aus dem Heu“ Herr Görg jun., Gimritz, Gondel 5
„Roſenlaube“ des Herrn Otto Bieler, Gondel 24 des Vereins der
Oſt und Weſtpreußen, Gondel 8 des Herrn Dir. Hildebrand,
Gondel 4 „Schwarzweißrot unter der Kriegsflagge“ des HerrnStadtverordneten Beuche;

Boot 78 „Heckenröschen“ des Herrn Wilhelm Frantz, Boot 62
Elſter“ der Herren Kahle, Berghaus, Frl. Kahle, Boot 39 „Roſa

Roſen“, Boot 65 „Buck“ Herr Keil, Boot 52 der Herren J. Thieme
und H. Rennert, Boot 69 „Paul“ der Herren Körner, Poppe und
3 Mitfahrer, Boot 63 „Saale“, „Die Sonne“ Frl Fuß, Spierling,
Müller, Zachert, Steuer, Herr Davidſohn, Voot 42 des Herrn.
Buchdrugkereibeſitzer Otto Gantz, Boot 64 Unſtrut“ Frl. Geſchw.
Henze, Herren Heller, Neuſchäffer, Stößner, Boot 57 des Herrn
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l RabDa ber n R e, Boot 40 r des n ntr 1
zmer, tgnnigund Borchers, in St ſie den J Prater et

oot 59lumenhändler; ſenboot“ des Herrn A. Tauchniß,B

weite Preiſe haben erhalten Gondel 28 der Glagen ſchaft, Gondel 27 „Auto“, des Allen v c
ſ utomobilklubs, Gondel 10 ngerlaube“ von den
L Segen e gwere men Votkeliebertafet Tannhäuſer
BäckerJnnungsGeſangverein), Gondel 21 Die Lore am Tore
des Herrn Johannes Lorenz, Gondel 25 des Herrn Hermann
Klette, Gondel 31 des Vereins der Oſt un Weſtpreußen,
Gondel 14-19 des AutoSportKlub Halle

Boot 68 „Jltis“ Herren Hauch und Hapſilber, Boot 84 des
gefe Gotthardt l Berlin, Boot 54 „Hausfront mit zwei

nſtern“ des Herrn Auguſt Fif er, Boot 7 „Ella Margarethe“
des Herrn Zachert, Boot 78 Darling“ des Herrn und Frau
Einbeck, Boot 81 Glück“ des Herrn Arthur lloVoot 67 „Möve', Sren ege und Müller, Boot 63 „Baldachin“
des Herrn Otto Simon, Voot 44 des Frl. Stein, Boot 79 der

n d J e der rmidt, ren midt un rauch, Boot udera d ſtädtiſchen Studienanſtalt; t S
ritte Preiſe haben erhalten Gondel 20 „Luſ eug desKönigs Hieron von Syrakus“ (215 v. Chr.) von Bee

Bekleidungs Akademie, Gondel 22 „Unſere Zukunft auf demWaſſer“ Ken mit a des Herrn Fahrrad
händlers Wilh. Münſter, Gondel 2 der L. Beyerſchen Geſang
vereine, Gondel 7 „Japaniſche Blütengondel“ vom Kaufmänniſchen
Verein Burgunder, Gondel 34 des Herrn Ernſt Schreiter Leipzig,
Gondel 1 „Stadt Halle des Herrn Richard Harmann, Gondel 38
des Herrn Wilh. Wrev:

Boot 71 „Mathilde“, Herren Müller und Zauſch, Boot 77
„Eva“, Frl. Poak, Nötzel, Herren Nötzel, Sorge, Sack, Thiemel
und Walze, Voot 45 Der ſchwimmende Familienſchirm des
Herrn F. B. Heinzel, Boot 60 des Herrn Heinz Trom, Boot 41
„Roſenlaube“ des Herrn Fabrikbeſitzer Gotthold Weiße, Voot 56
„Huldigungsboot“ des Herrn Dekorateurs Paul Keller, Voot 76
der Herren Werner Hildebrandt und Scheunemann, stud. nat.,
Boot 32 des Hrn. Fabrikanten Bruno Schmidt, Boot 50 „Zu Ehren
Gutenberg, des Erfinders der Buchdruckerkunſt“ des Herrn Franz
Sieckmann, Boot 43 des Fräulein Deparade, Boot 58 „Chineſiſches
Boot“ des Herrn Franz Richter, Boot 88 „Als Großmutter jung
war,“ Herr Arxtur Kathe, Boot 38 „Johanneskrone' des HerrnMüller, Boot 75 des Herrn Paul ung Leipzig, Boote dine
Deutſchland auf dem Waſſer“, vom Deut rts
gruppe Halle (Saale).

Selbſtgeber gibt Darlehen!
Unter der Rubrik Geldmarkt findet man täglich in der bür-

zgerlichen Preſſe eine Reihe von Angeboten mit folgendem
gleichlautenden Jnhalt:

Selbſtgeber
ibt Darlehen, auch ohne
ürgſchaft. Off. u.

Bei dem Gros der Leſer wird damit der Anſchein erweckt, als
ob der Jnſerent Selbſtgeber ſei und deshalb laufen auf ſolche
Anzeigen Hunderte von Geſuchen ein. Wie die Sache aber in
Wirklichkeit beſtellt iſt, möge man aus folgendem Vorfall er
ſehen. Ein junger verheirateter Mann, der infolge Familien-
zuwachſes ein kleines Darlehen von 150 Mark benötigte, trat
auf eine Anzeige hin mit dem „Geldgeber“ in Verbindung.
Hier mußte er vor allem 2,70 Mark Gebühren bezahlen, wofür
ihm folgende Quittung ausgehändigt wurde:

Quittung.Von habe ich heute 2,70 Mk. für meine Mühe
waltung, Schreibgebühren, Porti uſw. gemäß S 652
des bürgerlichen Geſetzbuches (nicht aber Jnfor
mationskoſten uſw. gen. Pauſchalſumme) für das
Jnſtitut erhalten, worüber hiermit quittiert wird.

Unterſchrift.
Der fragliche junge Mann erhielt hierauf den Beſcheid, daß

er in etwa fünf Tagen gegen 6 Prozent Zinſen den gewünſch-
ten Betrag erhalten werde, auch wurde ihm ausdrücklich be
merkt, daß ihm keine weiteren Koſten entſtünden. Nicht ge
ring war daher ſein Erſtaunen, als er nach einigen Tagen eine
Zuſchrift erhielt, aus der er erſt erſah, daß er lediglich mit
einem Agenten eines Darlehensinſtituts verhandelt hatte. Er
erfuhr dann u. a. weiter folgendes:

„Der Zinsfuß wird nach dem jeweiligen Reichsbankdiskont
feſtgeſetzt und ſtellt ſich zurzeit auf 6 Prozent Zinſen p. a.,
ferner 2 Prozent Abſchlußproviſion Sofern ein erhebliches
Riſiko vorliegt, liegt es im Ermeſſen der Firma, einen erhöhten
Zinsſatz bezw. eine weſentlich höhere Abſchlußproviſion zu for
dern. Es liegt deren Akzeptierung auch im Jntereſſe der
meiſten Geldſucher, die lieber etwas mehr Zinſen zahlen und
durch Erhalt des Darlehens geholfen werden, anſtatt gar nichts
Ki erhalten und noch obendrein erhebliche Koſten gehabt zu

en.“
Weiter wird der Geldſuchende aufgefordert, 6,80 Mark an

die Firma einzuſenden und folgenden Revers mitzuſchicken:
Untergzeichneter wünſcht einen Barkredit von

Mark 150.
t erkläre hiermit ausdrücklich, daß ich mich

nicht in dauernder Notlage befinde, noch zurzeit in
Notlage ſtehe, noch den gewünſchten Kredit zum
täglichen Lebensunterhalt verwenden will, ſondern
der Zweck lediglich ein privatimer bezw. geſchäft-
licher ſein ſoll. Für einzuholende Auskunft, wie
ür S und Prüfung meines Geſuchs,

chen Flottenverein,

ühewaltung, Zeitverluſt, Regiekoſten, Schreib-
matevial uſw. ſeitens der von mir beauftragten
Firma (folgt Name) bewilligte ich einen

auſchalbetrag von
Mark 6,85

uſw. Eine Zurückerſtattung dieſes Unkoſten-
betrages findet nicht ſtatt.

Hier wird alſo zum zweiten Male geſchröpft, ohne daß der
Geldſuchende irgendwelche Rechte hätte. Die verklauſulierten
Bedingungen ſind ſo unklar gehalten, daß daraus keine An
ſprüche hergeleitet werden können. Außerdem ſind ſie wohl
nicht ohne Abſicht auf die Rückſeite des Scheines aufgedruckt,
den der Geldſuchende wieder zurückſenden muß. Die ganze
Sache iſt ohne Zweifel ein großer Schwindel, denn ſonſt hätte
der Schein, der eingeſandt werden ſoll, ſchon bei dem Ver-
mittler unterſchrieben werden können, aber man brauchte doch
einen Vorwand, um zweimal zu melken. Wie ſehr das frag
liche Inſtitut die Oeffentlichkeit ſcheut, geht ganz nebenbei aus
dem beſonders hervorgehobenen Vermerk hervor, daß die
Korreſpondenz nicht auf Poſtkarten geſchrieben werden dürfe,
weil Poſtkarten nicht gut zu regiſtrieren ſeien. Das iſt ſelbſt
verſtändlich nicht richtig, ſondern man iſt nur bemüht, die Auf
merkſamkeit der Poſtbehörde nicht auf die wahrſcheinlich nicht
ſehr ſchmeichelhaften Reklamationsſchreiben zu wenden.

Wenn man bedenkt, daß auf ſolche „Selbſtgeber“Jnſerate
ſich immer Hunderte von Geldſuchenden melden und wenn man
ferner bedenkt, daß dieſes Jnſerieren ganz ſyſtematiſch in allen
Städten, beſonders in der Generalanzeiger-Preſſe, betrieben
wird, dann kann man ſich einen Begriff machen, welch ein ein
trägliches Geſchäft die ganze Sache iſt. Es ſoll gar nicht ge
leugnet werden, daß hier und dort auch einmal gegen Sicherheit
ein Betrag ausgeliehen wird, aber das wird nur der allerge
xingſte Prozentſatz ſein. Die allermeiſten bekommen mitge-

teilt, daß man nach den eingezogenen Erkundigungen leider
nicht in der Lage ſei, ein Darlehen zu gewähren. Geld
ſuchende hat das Nachſehen, denn er iſt wahrſcheinlich ſein
letztes Geld los geworden, das er irgendwie aufgebracht hatte,
in der ſicheren Hoffnung, ein Darlehen zu erhalten.

Nach dem hier geſchilderten Schema arbeiten eine ganze
Reihe von Jnſtituten. Es iſt daher allen in ähnlicher Weiſe
Geſchädigten dringend zu raten, Anzeige zu erſtatten, damit
denen, die die Notlage Geldſuchender ausbeuten wollen, das
Handwerk gelegt wird.

Kind und Kino.
Die letzte Mitgliederverſammlung des Halleſchen Lehrer-

vereins nahm zu der für Schule und Haus zugleich wichtigen
Frage der Einwirkung der Kinomatographentheater auf die
Kinderergziehung Stellung. Da der Lehrerverein eine der be
rufenen Körperſchaften iſt, um dieſes bedeutſame neue Pro-
blem zu beſprechen, ſei hier einiges darüber berichtet. Als
ſachkundiger Referent ſprach Herr Hilfsſchullehrer Schulze
ber das Thema Jugend und Kino, wobei er kurz zu

ſammengefaßt etwa folgendes ausführte:
Die Kinofrage ſei ein wichtiges Gebiet der Jugendpflege,

ebenſo bedeutſam wie die Frage der Bekämpfung der Schund
hefte. Jn Halle beſuchten etwa täglich 900-1000
Kinder die Kinos. Das Kind würdige nicht die künſt-
leriſche Seite der Bilder, es verfolgt nur die Handlung. Der
Eintrittspreis ſei ſehr niedrig, das Programm vielgeſtaltig,
eine ſtraffe Gedankenanſpannung ſei nicht erforderlich, es
herrſcht die Sprache der Geſte und das Kino habe den Reiz
der Neuheit. Alle dieſe Umſtände lockten das Kind an. Doch
habe der Beſuch der Kinos auch mancherlei Gefahren
für die Kinder. Die Darbietungen hätten nur teilweiſe Wert,
die meiſten Kinodramen ſind minderwertig, es fehle auch das
erläuternde Wort. Die zahlreichen, ſchnell aufeinanderfolgen-
den Bilder übten eine verwirrende Einwirkung auf das
Vorſtellungsleben der Kinder aus. Bedenklich ſei die gemüt-
erregende Wirkung der Bilder, ſittliche Empfindungen würden
abgeſtumpft. Man habe mancherlei Verſuche zur Hebung der
Kinos gemacht; die Kinobeſitzer ſelbſt hätten einige Verbeſſe-
rungen angeſtrebt. Der Redner forderte ein weitgehendes Ein
greifen der Behörden. Kindern unter ſechs Jahren ſei der
Beſuch der Kinos überhaupt zu unterſagen, ſolchen bis zu 16
Jahren nur in beſonderen Vorſtellungen zu geſtatten die
Films ſeien genau zu prüfen, die Polizei müſſe jederzeit Zu-
tritt haben und die Vorſtellungen dürfen nicht von zu langer
Dauer ſein. Eine Reichszenſur einzuführen und die Kinos
der Konzeſſionspflicht zu unterſtellen, waren die letzten Forde
rungen des Redners, der hiermit in ſeiner Sehnſucht nach
Zwangsmaßnahmen viel zu weit ging.

Weit beſſer war es, als er zum Schluß betonte, daß das
Kino zum Bildungsmittel für die Jugend ausgeſtaltet werden
muß. Für jede Schule ſei ein Lichtbalderapparat anzuſchaffen,
ebenſo wie für das geplante Jugendheim und die Fort
bildungsſchule. Beſondere Schülervorſtellungen, die den
Zwecken der Erziehung und des Unterrichts dienen, ſeien zu
veranſtalten.

Da 900--1000 Kinder täglich die Kinos beſuchen, wird
eben nichts anderes übrig bleiben, als ſolche und ähnliche
Maßnahmen zu ſuchen, um dieſes große Bedürfnis zu befrie-
digen in einer Weiſe, die die Gefährdung für Körper und
T der Jugend ausſchließt und den jetzigen Kinoſchund ver

rangt.

Doppelkonzert im Volkspark. Wie aus dem heutigen Jnſerat
erſichtlich iſt, findet das für vergangenen Freitag angeſetzte, aber
ausgefallene Konzert mit dem gleichen Programm morgen,
Dienstag, ſtatt. Muſik und Geſangsvorträge, verbunden mit
Italieniſcher Nacht, werden uns einige angenehme Stunden in
dem prächtigen Volksparkgarten bereiten. Die Engelmannſche
Muſikkapelle wird uns aus dem reichlich zuſammengeſtellten Pro
ramm dem Abend angepaßte Muſikſtücke zum Vortrag bringen.
in vom hieſigen Stadttheater her uns noch bekannter guter

Tenoriſt, Herr Opernſänger Hugo Bergholz, iſt für den Abend
gewonnen worden. Er wird, wie aus dem Programm zu erſehen
iſt, die herrlichen Partien, wie: Dies Bild iſt bezaubernd ſchön,
Arie aus der Zauberflöte, Am ſtillen Herd, von Wagner, Wer

uns getraut, aus dem Zigeunerbaron, Der Lenz, von Hildach,
Mein Eigen, von C. Roberts und anderes mehr ſingen. Herr
Kapellmeiſter Sonnabend hat in bereitwilligſter Weiſe die Be
gleitung am Klavier übernommen. Trotz der wirklich guten Dar
bietungen iſt das Entree ſehr niedrig bemeſſen, es koſten Pro
gramm und Eintritt zuſammen 15 Pfennig, ſo daß ein ſehr guter
Beſuch des Konzerts erwartet werden darf. Arbeitsloſe haben
freien Zutritt.

Bei ungünſtiger Witterung findet das Konzert beſtimmt im
großen Saale ſtatt.

Das Ausbleiben der beiden Zeppelinluftballons, die für
geſtern angekündigt waren, hat bei einem Teile des Publikums
den Glauben hervorgerufen, daß die vom Verkehrsverein aus-
gegangene Milteilung „aus der Luft gegriffen“ ſei. Aus dem
uns zur Einſicht angebotenen Briefwechſel geht aber hervor,
daß der Verkehrsverein mit gewiſſer Sicherheit auf das Ein
treffen der Luftſchiffe rechnen konnte. Es entzieht ſich noch
ſeiner Kenntnis, aus welchem Grunde die Luftſchiffe aus
blieben. Wie wir hören, ſind ſie gegen 4 Uhr vom Galgen-
berg aus geſehen worden. Wenn das richtig iſt, dann dürfte
dieſe Verſpätung die Luftſchiffleitung veranlaßt haben, den
kürzeſten Weg nach Leipzig, alſo ohne Halle zu berühren, ein
zuſchlagen.

Noch mehr Klimbim? Gegenwärtig wird, wie man uns
mitteilt, ſehr eifrig an der Gründung eines Lunaparks für
Halle gearbeitet. Der Direktor des in WalhallaTheaters,
Herr Blüthgen, und der Hotelier R. etrich haben zu dieſem
Zwecke bereits das Terrain der Radrennbahn an der äußeren

erſeburger Straße erworben. Die Pläne für die Etabliſſe-
ments, Anlagen, Reſtaurants liegen und fertig vor und
auch eine auf den erſten Augenblick verblüffende Rentabilitäts-
Berechnung iſt aufgeſtellt. Die Sache iſt ſo gedacht, daß die
eigentlichen Gründer mehr im Hintergrund bleiben, während
eine Brauerei die noch geſucht wird als Hauptunter-
nehmerin fungieren ſoll. Für den Anfang iſt die Kleinigkeit
von 50 000 Mk. nötig, ſpäter vielleicht mehr. Momentan
chweben Verhandlungen mit hieſigen Brauereien. Letztere

hen aber dem Projekt ziemlich abwartend gegenüber, denn ſie
trauen den aufgeſtellten Berechnungen nicht ſo ganz. Und das
ſchließlich mit Recht, denn die Erfahrungen anderer Städte
ſchrecken. Und es wäre aus mancherlei Gründen auch gar nicht
wünſchenswert, daß Halle mit einem ſolchen Rummelplatz „be
glückt“ wird. Und weiter iſt ein Lunapark nichts. Man verſteht
darunter die ſtändige Ausſtellung einer größeren Anzahl der
verſchiedenſten Schaubuden, Karuſſells, Kinos, Tanzlokale, dazu
Bierreſtaurants uſw., kurz einen Platz, wo fortwährend das
Neueſte vom Neuen „los“ iſt. Nach dem Muſter des Pariſer
Lunaparks ſind in den letzten Jahren auch in den größten
deutſchen Städten ſolche großzügige Vergnügungsſtätten ge
ründet und zum Teil auch wieder aufgelöſt worden. So
t der Berliner Lunapark zur Hebung des Zuſtroms ſeit

dieſem Jahr den Eintrittspreis für nachmittags gänzlich fallen
gelaſſen und der Leipziger Park Mensdorf wie er dort heißt

iſt vor dem kommenden Krach durch Gründung einer Geſelkf-
ſchaft nochmals gerettet worden. Bei dieſen Ausſichten iſt alſo
größte Vorſicht nötig, und in Halle ſind ſchon genügend große
Etabliſſements.

Desinfektion am Krankenbett. Die gemäß 8 8 des Ge
ſetzes, betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vom
28. Auguſt 1905 erlaſſene polizeiliche Anordnung vom
15. Januar 1908 fordert im g 1 bei jedem Fall von Lungen-
und Kehlkopftuberkuloſe die Desinfektion. Die
während der Dauer der Krankheit erforderliche Desinfektion
(Desinfektion am Krankenbett) liegt in der Regel den Ange
hörigen ob, jedoch iſt die Polizeiverwaltung berechtigt, ſie durch
elerefr beauftragte Perſonen im Einvernehmen mit dem
behandelnden Arzte zu beaufſichtigen und nötigenfalls zu
regeln. Die Schlußdesinfektion hat ausſchl. durch die ſtädti-
ſchen Desinfektoren zu erfolgen. Die Aerzte, ſowie Haus-
beſitzer oder Abvermieter jeder Art werden daher erſucht, bei
vorgeſchrittener Lungen- oder Kehlkopftuberkuloſe der Des-
infektionsanſtalt oder dem Polizeiverwaltungsbureau I, Drey-
hauptſtraße 6, zwei Treppen, S 102, ſofort, gegebenen-
falls auch durch Fernſprecher, Mitteilung zu machen, wenn der
Kranke die von ihm benutzten Räume infolge Ueberführung in
ein Krankenhaus oder in einen anderen Unterkunftsraum
Wohnungswechſel verläßt. Die Desinfektion wird dann von
den ſtädtiſchen Desinfektoren unentgeltlich vorgenommen
werden. Hausbeſitzer oder Aftermieter, die in den vorſtehenden
Fällen eine Meldung unterlaſſen, würden ſich möglicherweiſehaftpflichtig machen, wenn durch Unterlaſſen der Desinfektion

eine Uebertretung auf die neuen Bewohner der Räume erfolgt.

Unfall bei der Arbeit. Geſtern morgen gegen 8 Uhr
paſſierte dem Arbeiter Wieſner in der Schloſſerſtraße dadurch
ein bedauerliches Unglück, daß er ſich beim Probleren der
Sichel den Zeigefinger der linken Hand abhackte. Er mußte
ſofort zum Arzt gebracht werden.

Von der Straße. Vor dem Hauſe Fährſtraße 3 wurden
von einem leeren Laſtgeſchirr infolge Unachtſamkeit des Füh-
rers und zu breiter Bauart des Wagens zwei Scheiben von
einem ſtädtiſchen Straßenbahnwagen eingefahren, wodurch ein
Schaden von 75 Mark entſtanden iſt. Von einer Kraft-
droſchke wurde geſtern mittag in der Volkmannſtraße ein 7jäh-
riger Schulknabe überfahren und am Kopfe und an den
Beinen leicht verletzt. Jn der Liebenauer Straße wurde
geſtern mittag ein Schüler von einem Arbeiter überfahren.
Der Schüler erlitt verſchiedene Hautabſchürfungen. Der Rad-
fahrer ſoll zu ſchnell gefahren ſein.

Schlägereien. Jn angetrunkenem Zuſtande bedrohte
geſtern abend ein Arbeiter in einem Grundſtück des Schülers-
hofs mit einem Beile einige Mitbewohner. Der Arbeiter
wurde der Polizeiwache zugeführt, wo er bis zu ſeiner Er-
nüchterung verblieb. Jn der Kl. Ulrichſtraße fand in der
vergangenen Nacht zwiſchen mehreren, dem Arbeiterſtande an
gehörenden Perſonen eine Schlägerei ſtatt, wobei die Schau-
ſenſterſcheibe eines Bäckermeiſters zerſchlagen wurde. Erheb-
lich verletzt wurde niemand. Heute früh ſchlug ein Jnvalide
in ſeiner Wohnung in der Kl. Ulrichſtraße ſeine Stieftochter
nach voraufgegangenem Wortwechſel mit einem Brikettſteine
derart auf den Kopf, daß ſie ſich in ärztliche Behandlung be-
geben mußte.

Rechtzeitig entdecktes Feuer. Als der Wächter Nr. 38 der
Halleſchen Wach- und Schließgeſellſchaft in der Nacht vom
Sonnabend zum Sonntag gegen 344 Uhr den Kohlenplatz des
Herrn Hildebrandt in der Merſeburger Straße revidierte,
entdeckte er einen Brand, der durch Selbſtentzündung der
Kohlen entſtanden war. Er alarmierte ſofort die Feuerwehr,
die den Brand nach etwa 1ſtündiger Tätigkeit löſchte.

Straßenſperrung. Wegen der Verlegung eines Druckrohr-
ſtranges wird die Thomaſiusſtraße zwiſchen Pfännerhöhe und
Lindenſtraße vom 23. d. Mts. ab bis auf weiteres für den
Fahr und Reitverkehr geſperrt.

Oſendorf Radewell. Sozialdemokratiſcher Ver
e in. Der 2. Bezirk (Radewell-Oſendorf-Burg) hält am Mitt-
woch, den 25. Juni, abends 824 Uhr im Lokale des Herrn
Engelmann, Oſendorf, eine Bezirksverſammlung ab. Da die
Wahlen der Funktionäre, ſowie der Bericht des Bezirksführers
auf der Tagesordnung ſtehen, iſt eine zahlreiche Anweſenheit
der Mitglieder notwendig.

Aus den Gerichtsſälen.
Strafkammer.

Fingierte Beſtellungen in 32 Fällen har ein hieſiger Geſchäfts
bote bei einer Berliner Handelsgeſellſchaft in den Jahren 1909
bis 1911 bewirkt. Die Geſellſchaft lieferte ihn darauf für 4490
Mark Waren, die er größtenteils im hieſigen Leihamt verſetzte.
Die erſte falſche Beſtellung will er in ſehr großer Not gemacht
haben und ſo entſtanden die weiteren Fälſchungen. Auf den der
Geſellſchaft zugefügten Schaden hat der Beſchuldigte 2000 Mk. ab
gezahlt. Es erfolgte Verurteilung zu drei Monaten Gefängnis.

Wegen Untreue wurde der 29ſährige Viehhändler Guſtav
Kohle von Greppin zu ſechs Monaten Gefängsnis verurteilt.
Der Mann hatte ſich mit einigen Kaufleuten zu einer Genoſſen-
ſchaft zuſammengetan und ſeine Teilhaber um etwa 2600 Mk. ge-
ſchädigt. Vor Gericht behauptete er, von dem veruntreuten Gelde
habe er 2000 Mark verloren.

Die leidigen Abtreibungsprozeffe. In dec Sonnabendſitzung
ſtanden wiederum neue Verhandlungen gegen ein Dutzend Ange-
klagte, Frauen und Mädchen von Halle und Umgegend, wegen Ab-
treibung und verſuchter Abtreibung an. Sie ſtanden in Zu-
ſammenhang mit der Dölauer Affäre und die bekannte Hebamme
Frau Hildebrand trat als Zeugin auf. Es handelte ſich um Ver-
gehen, die bis in das Jahr 1907 e Den Abſchluß
wird die Sache bei dem nächſten Schwurgericht finden, vor dem

Hildebrand als Hauptangeklagte erſcheinen ſoll. Die wegen
Sittengefährdung unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit geführten
Verhandlungen, zu denen auch Sachverſtändige geladen waren,
geſtalteten ſich ſehr umfangreich. Es wurden, wie ſchon früher,
niedrige Gefängnisſtrafen verhängt, dabei ehrere in bedingter
Form.erfolgreiche Berufung. Ein Bergmann von Lebendorf ſollte

in ſeiner Eigenſchaft als Gemeindevertreter einen Lehrer beleidigt
haben und war deshalb vom Schöffengericht Könnern zu einer
Gefängnisſtrafe von einem Monat verurteilt worden. Auf ein
gelegte Berufung ermäßigte die Strafkammer die Strafe auf 75 Mk.

Kriegsgericht der 8. Divifion.
Jn ſeiner Eigenſchaft als Ordonnanz hatte der Musketier

Joſeph Lober von der 8. Kompagnie des Jnfanterie-Regi-
ments Nr. 153 mehrere Briefe an Vorgeſetzte und einen Geld-
betrag von 3,50 Mk. nicht abgeliefert. Er iſt im Oktober 1911
Soldat geworden, bisher unbeſtraft und war wegen Unter-
ſchlagung von Urkunden angeklagt. Vorteile hatte er weder
durch die r ung des Geldbetrages noch durch Beſeiti-
gung der Briefe ichtigt. Er hatte, wie die Anklage ergab,
mehr aus Faulheit und Dummheit gehandelt. Jm März d. J-
erhielt er von ſeinem Vorgeſetzten den Auftrag, mehrere Briefe
an Prüfungskommiſſionsmitglieder abzugeben. Er will die
Empfänger nicht angetroffen haben, erklärte ſeinem Vorgeſetz-
ten trotzdem fälſchlich, die Briefe beſorgt zu haben und verſteckte
ſie ſchließlich dummerweiſe in ſeinem Bett. Dort wurden ſie
bei Erneuerung des Bettſtrohes gefunden. Er gab ſchließlich
zu, aus Bequemlichkeit und Angſt gehandelt zu haben. Seinen
Vorgeſetzten habe er bezüglich Nichtbeſorgung der Briefe nur
belogen, damit ſeine Unterlaſſungen nicht an das Tageslicht
kommen ſollten. Lober wurde zu fünf Wochen Mittelarreſt
verurteilt.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberficht, Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerkſchaftliches, Feuilleton
and Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales und Provinzielles
Wilhelm Koenen. Verleger und für die Anzeigen ver
antwortlich Alfred Jähnig. Sämtlich in Halle. Druck der
Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (EF G m. b. H.)
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Aus der Provinz.
Soldaten als „Mädchen für alles“.

Man ſchreibt uns aus Torgau: Der in einer der letzten
Sitzungen des Reichstages geſtellten ſozialdemokratiſchen Forde
rung auf Verkürzung der Dienſtzeit beim Militär müßte eigentlich
von allen zugeſtimmt werden. Jn unſerer übermäßig mit Militär
belegten Stadt kann man beobachten zu was für Arbeiten
Soldaten alles verwandt werden. So kann man jeden Morgen
in der Leipzigerſtraße einen Gefreiten der 72 er treffen, der in
allem Dienſteifer, mit Milchkrug und Brötchenkorb bewaffnet,
militäriſche Dienſte“ leiſtet. Jn der Bahnhofsſtraße, dieſer

von Offizieren reichlich bewohnten Straße, iſt häufig zu bemerken,
daß Burſchen unter Pfeifen des bekannten Liedes „Lieb Vater
land, mögſt ruhig ſein“ die Teppiche der „Gnädigen“ klopfen.
Ein anderer Fall. Bei der am letzten Sonntag auf dem Ring-
platz abgehaltenen Platzmuſik bot ſich den dort Anweſenden ein
idylliſches Bild. Weil der Befehl von „oben“ gegeben war, daß
ſämtliche Militärs im Helm auszugehen hatten, ſo ſtellte ſich auch
ein behelmter „Gemeiner“ ein; er hatte an der einen Hand ein
Kind unter ſeinen ſchützenden Fittichen und an der anderen einen
großen Handkorb. Das Bild ſah deratig putzig aus, daß ſelbſt
„hochpatriotiſche“ Anweſende darüber ihrer Entrüſtung Ausdruck
verliehen. Nun zu der Verwendung der Soldaten, die den Ar-
beitern am meiſten ſchadet, nämlich zum Herabdrücken des Lohnes.
So ſchien vor einiger Zeit einem Offizier der Pächter eines
größeren Grundſtückes iſt der Arbeitslohn für die in ſeinem
Garten beſchäftigte Frau zu hoch. Deshalb mußte ſie die Arbeit,
nämlich das Umgraben des Gartens, einſtellen. An ihre Stelle
traten einige Soldaten, und ſo erhielt der Menſchenfreund ſeinen
Garten für wenig Geld ſehr raſch umgegraben. Mit derartigen
Beiſpielen wären Spalten auszufüllen jedoch vorläufig damit
genug. Wir meinen, wenn derartige und noch andere Ver-
wendungen von Soldaten unterbleiben, die Militärdienſtzeit auf
alle Fälle reduziert werden könnte. Denn aus all den Beiſpielen
iſt doch deutlich zu erſehen daß die Dienſtzeit eine viel zu lange
iſt, und daß unſere Fraktion mit ihren Anträgen auf Verkürzung
das richtige trifft. Wäre eine ſo lange Dienſtzeit, wie ſie jetzt
beſteht, unter allen Umſtänden zur Ausbildung nötig, dann könnten
eben Soldaten nicht zu ſolchen Arbeiten wie die oben geſchilderten
verwandt werden.

Opfer der Arbeit.
Die Statiſtik der tödlichen Unfälle in der Provinz Sachſen

zeigt, daß im Jahre 1911 in unſerer Provinz 1204 Perſonen
tödlich verunglückten. Ein Vergleich mit anderen Provinzen
ergibt, daß die Rheinprovinz hinſichtlich der Höhe der Unfall-
ziffer, ſoweit es ſich um tödliche Verunglückungen handelt, an
erſter Stelle ſteht, nämlich mit 3278 tödlich verlaufenen Un-

fällen im Jahre 1911. An zweiter Stelle ſteht die Provinz
Schleſien und an dritter Weſtfalen. Auf das Tauſend Leben-
der kamen in der Provinz Sachſen in der Altersgruppe bis zu
15 Jahren 29,62 und in der Altersgruppe über 15 Jahren 43,49
tödliche Unfälle. Die Verteilung auf die Art der Verunglückun-
gen geſtaltete ſich folgendermaßen: Durch Sturz erlitten den
Tod 287 Perſonen, durch Ertrinken 216, durch Ueberfahren 175,
durch Verbrennen oder Verbrühen 122 und durch Verſchütten
und Erſchlagen 83. Den Tod durch Sonnenſtich fanden 78
Menſchen. Dieſe große Zahl iſt auf die abnorme Hitze im
Jahre 1911 zurückzuführen. Alle anderen Unfallarten bleiben
hinter dieſen Zahlen weit zurück. So ſtarben an Maſchinen-
verletzungen 49 Menſchen. 45 verunglückten durch Exploſion
und Schußverletzung tödlich, 41 fanden den Tod durch Erſticken,
28 durch Schlag und Biß von Tieren, 17 durch Stoß, Schlag
oder Anprall. 13 Menſchen ſtarben an Vergiftung, 15 durch
Blitzſchlag und 7 durch Erfrieren. Die Hauptzahl der tödlichen
Verunglückungen ſtellen natürlich die Arbeiter. 299 der in
der Provinz tödlich Verunglückten waren Gehilfen, Geſellen,
Lehrlinge und Fabrikarbeiter. 226 waren Tagelöhner, Lohn-
diener uſw. Von allen Verunglückten waren 931 männlichen
und 273 weiblichen Geſchlechts. Von Jntereſſe iſt auch der An
teil der Erwerbstätigen an den tödlichen Verunglückungen.
Jnsgeſamt fanden 753 männliche und 147 weibliche Erwerbs-
tätige den Tod durch Unfall. Davon entfallen auf die Berufs-
gruppe des Baugewerbes 95, auf den Bergbau kamen
94, im Verkehrsgewerbe 80. Die Erwerbstätigen der
Metallverarbeitung ſind mit 40, das Handelsgewerbe mit 35
und die Maſchineninduſtrie mit 20 Perſonen beteiligt. Von
den einzelnen Stadtkreiſen unſerer Provinz hatte Halle mit
122 die weitaus höchſte Unfallziffer, Magdeburg zählte nur 77.

Delitzſch Reformbedürftiges bei den Arbeiter-
zü gen. Eine recht eigentümliche Auffaſſung über die Beför-
derung der Paſſagiere des Arbeiterzuges legte am vorigen
Donnerstag morgen der dienſttuende Vorſteher des Berliner
Bahnhofs in Delitzſch an den Tag. Jnfolge ungenügender Ar
beitsgelegenheit am Orte ſind bekanntlich über 350 Arbeiter
gezwungen, alltäglich von hier nach Leipzig zu fahren, um dort
zu arbeiten. Dieſe Arbeiter benutzen faſt durchweg Wochen-
fahrkarten, die jedoch nur nach Vorzeigung einer Arbeits-
beſcheinigung verabfolgt werden. Werden nun dieſe Beſchei-
nigungen erſt einzeln von den betreffenden Beamten geprüft,
wie es an jenem Morgen geſchehen iſt, ſo erfordert das rund
65 auf einen Tag; das iſt eine ganz geraume Zeit. Dieſe
Durchſchnittszahl verſchiebt ſich aber zuweilen ganz bedeutend.
Statt nun dieſem Umſtande Rechnung zu tragen und den
Fahrkartenſchalter rechtzeitig zu öffnen, öffnet man ihn
größtenteils erſt 10 Minuten vor Abgang des Zuges. Jn dieſer
kurzen Zeit läßt ſich der entſtehende Andrang ſelbſtverſtändlich
nicht bewältigen, und ſo kam es denn, daß am genannten Tage
12 Mann zur Abfahrtszeit des Zuges noch keine Fahrkarten
hatten, obwohl ſie frühzeitig genug anweſend
waren. Statt nun zu warten, bis auch dieſe ihre Karten
gelöſt hatten, wie es vernünftigerweiſe hätte geſchehen müſſen,
ließ der Vorſteher, obwohl er geſehen hatte, daß noch ein Teil
Paſſagiere ohne Karte war, den Zug zur feſtgeſetzten Zeit ab-
fahren, ſo daß dieſe 12 Perſonen zurückbhleiben mußten. Dieſes
Vorgehen des Vorſtehers erregte bei den zurückgebliebenen Ar-
beitern ſelbſtverſtändlich den größten Unwillen, der dadurch
noch geſteigert wurde, daß man erklärte, der Zug müſſe zur
feſtgeſetzten Zeit abfahren, um rechtzeitig in Leipzig zu ſein.
Dabei hat der Zug für die zirka 22 Kilometer lange Strecke
von Delitzſch bis Leipzig eine Fahrzeit von ſage und ſchreibe
50 Minuten. Bei dieſer langen Zeit wäre es ſehr gut möglich
geweſen, einige Minuten, die die Löſung der Fahrkarten be-
anſprucht hätte, wieder wett zu machen. Ueberhaupt wäre es
an der Zeit, die lange Fahrzeit etwas zu verkürzen. Wenn der
Zug nicht früher als zur jetzt beſtimmten Zeit in Leipzig ein-
treffen kann, dann mag er 10 bis 15 Minuten ſpäter in
Delitzſch abfahren. Es iſt ſchlecht einzuſehen, warum die
Strecke früh in 50 und abends in 31 Minuten Fahrzeit durch-
fahren wird. Auch darin erblicken die Arbeiter eine Zurück-
ſetzung, daß abends die Abfahrtszeit des Arbeiterzuges von
Leipzig von 6,82 auf 7,07 Uhr verlegt worden iſt. Das wird für
nötig erklärt, um dem Schnellzugsverkehr ungehindert Durch-

J weitere halbe Stunde in Leipzig verweilen. Als ein weiterer
Mangel an Entgegenkommen der Eiſenbahnverwaltung den
Arbeitern gegenüber wird der Umſtand recht fühlbar empfun
den, daß es, trotzdem ſchon darauf petitioniert wurde, Wochen-
karten nach NeuWiederitzſch nicht gibt. Zirka 80 bis 100 Ar-
beiter ſteigen täglich auf dieſer Station, weil ſie in der Nähe
beſchäftigt ſind, aus, müſſen jedoch, wenn ſie Wochenkarten be
nutzen, und das iſt größtenteils der Fall, den vollen Fahrpreis
bis zum Hauptbahnhof Leipzig bezahlen. Bei der großen
Summe Geldes, die durch den Arbeiterzug bei den recht ge
ringen Unkoſten vereinnahmt wird, wäre es wirklich an der
Zeit, die vorhandenen Mängel abzuändern und den Arbeitern
etwas mehr Entgegenkommen zu zeigen.

Eisleben. Erfogreiche Lohnbewegung. Zwiſchen demVerband der Brauerei- und Mühlenarbeiter, Jadiſtelle Halle, und

der Brauerei Riebeck, Niederlage Eisleben wurde ein Tarif-
vertrag vereinbart. Lange Zeit war in Eisleben ſteiniger Boden
für die Organiſierung der dortigen Kollegen. Jm vorigen Jahre
ſchloſſen ſich die Bierfahrer obiger Brauerei dem Verbande an
und führten die jetzige Lohnbewegung mit Erfolg durch. Erzielt
wurde eine Lohnzulage für alle Arbeiter, die in jedem Jahre
ſteigt. Der g 616 des Bürgerlichen Geſetzbuches, nachdem dem
Arbeiter das Recht zuſteht, fur kleinere Zeitverluſte, an denen er
nicht die Schuld trägt, u. a. Kontroll Verſammlungen, den Lohn
zu verlangen, wurde anerkannt. Neben Bezahlung der Ueber
ſtunden und der Sonntagsarbeit, wurde noch ein Urlaub ohne
Lohnabzug bis zu ſechs Tagen gewährt. Mögen die Brauerei-
und Muhlenarbeiter von Eisleben daraus lernen, daß nur durch
die Organiſation etwas erreicht werden kann. Mitzuteilen iſt
noch, daß die Direktion dem Verlangen der Arbeiter bereitwilligſt
entſprach. Die Arbeiterſchaft von Eisleben möge dem Beachtung
ſchenken.

Mansſfeld. Aus unſerem ſtädtiſchen Drei-klaſſenhäuschen. Jn der letzten Sitzung unſerer Stadt-
väter wurde im erſten Punkte der Tagesordnung über eine
Koſtenbeihilfe zu einem neuen Bahnprojekt, einer Schienenver-
bindung von Eisleben nach Harzgerode verhandelt. Dieſe Bahn
würde für die Stadt viel günſtiger werden als die Wippertal-
bahn. Aber da die Bahn doch keine Ausſicht hätte, gebaut zu
werden, wurden die Koſten, die ſich für die Stadt auf 350 Mk.
belaufen hätten, abgelehnt. Jm zweiten Punkte, über den ſchon
früher einmal verhandelt, der dann aber vertagt wurde, wurde
beſchloſſen, das Ackergrundſtück am Friedhof mit 5 Millimeter
ſtarkem Draht, das durch Eiſenſchienen gezogen werden ſoll,
einzufriedigen. Außerdem ſoll hinter der Einfriedigung noch
eine lebende Hecke angepflanzt werden. Die Ausführung des
Drahtzaunes wurde dem Schloſſermeiſter Dittmar zum Preiſe
von 115 Mk. übertragen. Hoffentlich entſtehen dadurch nicht
noch mehr Koſten. Jn der weiteren Verhandlung ſtand der An
trag des Lehrers Oelrich um eine Entſchädigung für die Er-
ledigung der Rektorgeſchäfte während der achtwöchigen mili-
täriſchen Uebung des Rekkors. Auf Anfrage des Magiſtrats
wollte er 60 Mark haben der Magiſtrat ſchlug dagegen vor, ihm
nur 30 Mark zu bewilligen, da in dieſer Zeit auch 14 Tage
Ferien geweſen ſeien. Einer unſerer Stadtväter bemerkte dazu,
Herr Oelrich möchte ſich doch vom Rektor entſchädigen laſſen,
aber da kam er ſchön an. Die Arbeit des Rektors für die natio-
nale Jugendpflege in der Fortbildungsſchule ſcheint von unſe-
ren patriotiſchen Stadtvätern gebührend anerkannt zu werden.
Die 30 Mark wurden mit 8 gegen 2 Stimmen aus dem Stadt-
ſäckel bewilligt. Sodann ſtand ein Antrag des Lutherdenkmal-
Komitees um Ueberlaſſung des Lutherplatzes zum Aufbau des
Denkmals, der ja in dieſem Jahre noch ſtattfinden ſoll, und
um Hergabe des Waſſers aus der Leitung für die Speiſung des
Lutherbrunnens. Unſere Stadtväter beivilligten beides, be-
hielten ſich aber vor, zu den weiteren Verhandlungen mit hinzu-
gezogen zu werden. Ob die Speiſung des Brunnens mit Lei-
tungswaſſer von Vorteil für die Stadt iſt, erſcheint zweifelhaft,
denn in trockenen Jahren haben wir in Mansfeld ſtets Waſſer-
mangel gehabt. Es erſcheint deshalb Vorſicht am Platze.

Jn der geſchloſſenen Sitzung wurde der Baumeiſter Döbler,
der ja jetzt wieder 300 Mark zu einem Kinderfeſte, das am
Tage des Regierungsjubiläums ſtattfand, geſchenkt hat, zum
Ehrenbürger ernannt.

Oberröblingen. Ausgehobenes Diebesneſt. Am
Donnerstag und Freitag wurden bei dem Arbeiter Biering
umfangreiche Hausſuchungen vorgenommen und dabei große
Mengen Diebesgut beſchlagnahmt. Allem Anſchein nach rühren
die Waren von verſchiedenen Diebſtählen her. Es wurden die
vor längerer Zeit bei den Würzburgſchen Eheleuten in Erde-
born geſtohlenen Betten, Wäſche uſw., wegen deren Verſchwin-
den ſeinerzeit ein Beamter ſchwer verdächtigt wurde, vorge-
funden. Auch Meſſing, Revolver, elektriſche Bedarfsartikel,
von Gruben herrührend, Zucker, Butter, Schokolade und viele
andere Sachen, Anzüge, Wolle, Scheuerbürſten uſw., wurden
vorgefunden. Sieben Handwagen voll geſtohlenes Gut wurde
fortgeſchafft. Die Unterſuchung dauert noch fort. Bei der
Unterſuchung entlud ſich ein ebenfalls vorgefundenes Gewehr,
wodurch der anweſende Nachtwächter leicht verletzt wurde. Das
ganze Diebesgut war in einem höhlenartigen Gange im
Garten untergebracht. Der Täter Biering wurde am Don-
nerstag abend verhaftet. Außerdem wurde ein Arbeiter aus
Stedten, der mit den Diebſtählen im Zuſammenhange ſtehen
ſoll, verhaftet.

Rieſtedt. Einbruch. Am Freitag voriger Woche brachen
die jugendlichen, 14- und 17 jährigen Brüder Faſch beim
Maurer Moritz Scharfe, in die Wohnung ein und entwendeten
100 Mk. Sie wurden verhaftet und mit Stricken gefeſſelt ab-
geführt.

Wittenberg. Das Gewerkſchaftsfeſt fand geſtern
unter verhältnismäßig geringer Beteiligung der Arbeiterſchaft
ſtatt. Es muß gefordert werden, daß die organiſierte Ar-
beiterſchaft an ihrem Gewerkſchaftsfeſt in weit größerer Zahl
teilnimmt; jedenfalls konnte auch diesmal wieder konſtatiert
werden, daß beim Umzug eine große Anzahl Genoſſen abſeits
ſtanden, und aus dieſem oder jenem „Grunde“ den Umzug
nicht mitmachte. Die Zahl der Umzügler betrug zirka 300 Per-
fonen, iſt alſo gegen das Vorjahr kaum merklich geſtiegen. Jn
Betracht kommt hierbei allerdings, daß diesmal nur Männer
im Zuge marſchieren durften; die Beteiligung der Frauen und
Kinder war polizeilich verboten. Sollen unſere Umzüge ihren
Demonſtrationscharakter nicht verlieren, dann muß künftig-
hin die Zahl der Teilnehmer ſich verdoppeln. Jm Feſtlokal,
Freudenbergs Reſtaurant, vergnügten ſich Alt und, Jung in
gewohnter Weiſe. Einige Unzufriedenheit erzeugte es unter
den Kleinen, daß diesmal bei den Spielen eine ganze Anzahl
leer ausging. Das Kartell wird mit einiger Mühe Mittel
und Wege finden, um beim nächſten Mal wieder den Wünſchen
unſerer Jugend etwas mehr entgegenzukommen, was freilich
um ſo leichter wäre, wenn die Arbeiterſchaft unſerer eingangs
aufgeſtellten Forderung Rechnung tragen wollte!

Torgau. Kartellſitzung. Jn der letzten Sitzung
wurden zunächſt einige Abrechnungen erledigt, und zwar über
die Maifeier, über die Maimarken und die der ſeinerzeit für
die ſtreikenden Binnenſchiffer veranſtalteten Sammlung durch
Liſten. Der Bericht über die Bezirkskonferenz der Kartelle in
Sangerhauſen wurde, da der Delegierte, Kollege Kroll, er
krankt war, von der Tagesordnung abgeſetzt und bis zur näch-
ſten Sitzung vertagt. Unſer diesjähriges Gewerkſchaftsfeſt
findet am Sonntag, den 27. Juli, ſtatt, und zwar ſoll es
gefeiert werden durch Umzug, Feſtrede, Konzert und ſonſtige
Veranſtaltungen für alt und jung, ſowie Ball. Zur Erledigun
der Vorarbeiten für das Feſt wurde der Vorſtand durch dre
Perſonen verſtärkt. An Stelle des Kollegen Meckel wurde

Dommitzſch. Aus dem Stadtparlament. Bei der
Kaſſenreviſion am 31. Mai wurde alles in Ordnung gefunden;
unſere Gemeindekrankenkaſſe weiſt einen Beſtand von 658,89
Mark auf. Zum Städtetag für Sachſen-Anhalt, welcher am
27., 28. und 29. Juni in Artern ſtattfindet, wurde Bürger-
meiſter Klatte delegiert. Die ſtädtiſche Turnhalle koſtet rund
14 000 Mark, dazu hat die Regierung 112,50 Mark und der
Oberpräſident 3000 Mark zugegeben, aus der Kreiskommunal-
kaſſe ſind 1500 Mark dazu enknommen. Das neue Rathaus
hat einen Koſtenaufwand von 84000 Mark verurſacht, das Ge-
richtsgefängnis einen ſolchen von 7000 Mark. Bei den Be
willigungen zur Turnhalle wurde erklärt, daß dieſes Gebäude
auch zum Zwecke der nationalen Jugendpflege und den damit
uſammenhängenden Vereinen zur Verfügung ſteht. Der

Turnerſchaft ſteht die Turnhalle nicht zur Verfügung,
und das läßt ſich die Arbeiterſchaft noch länger gefallen?
Warum behandelt man ſie nicht auch beim Steuernzahlen als
Menſchen zweiter Klaſſe. Aber da iſt es umgekehrt, die Ar-
beiterſchaft muß gerade die meiſten Steuern aufbringen, wo-
durch dann erſt ſolche Gebäude, wie die Turnhalle, gebaut
werden können. Ein neues Orisſtatut über Straßenreinigung
ſoll erlaſſen werden, das mit dem Tage der Veröffentlichung
in Kraft tritt. Jn einem Schreiben des Bürgervereins wurde
verlangt, daß zwei Laternen in der Torgauer Straße verſetzt
und der Brunnen am Walterſchen Hauſe beleuchtet wird, weil
dort viel „Unſittliches“ begangen würde. Beides wurde auf
Vorſchlag der Kommiſſion von den Stadtverordneten abge-
lehnt, weil da kein ſachlicher Grund, ſondern ein perſön-
liches Jntereſſe vorliege. Den Einwohnern des Erlichſchen
Hauſes, das die Stadt zur Verbreiterung der Straße ange-
kauft hat, wird am 1. Juli gekündigt. Hierauf geſtattete ſich
Genoſſe Bäniſch die Anfrage, wie ſich die Stadtverwaltung zur
Erhöhung der Stadtverordneten-Mandate von 9 auf 1I2 ſtellt.
Da der Punkt nicht mit auf der Tagesordnung ſtand, wurde
ihm das Wort zu weiteren Ausführungen entzogen. Die Er-
höhung der Mandate von 9 auf 12, die nach der Städteord-
nung zuläſſig iſt, ſcheint den Herren recht unangenehm zu ſein.
Aber ſie werden zu einer Stellungnahme gedrängt werden
dadurch, daß wir eine Petition in dieſem Sinne an den Magi-
ſtrat einreichen. Außerdem werden wir die Mundtotmachung
unſeres Genoſſen in einer öffentlichen Verſammlung beant-
worten.

Mühlberg. Kinderfeſt. Das diesjährige Schul- und
Kinderfeſt findet am Montag, den 7. Juli, ſtatt. Der Auszug
der Kinder erfolgt um 2 Uhr nachmittags, vom Schulplatz aus.
r n den 6. Juli, findet, wie alljährlich, das Volks-
eſt ſtatt.

Allerlei.
Die Kinofrage im Reichstage.

Der Kampf um das Kino iſt nun auch in den Reichstag ver-
legt worden. Das Präſidium des Deutſchen Bühnenvereins
hatte ſeine Denkſchrift gegen die „Kinoſeuche“ auch dem Reichs-
tag übermittelt, deſſen Petitionskommiſſion die Frage ein-
gehend behandelte. Ebenfalls zur Beratung geſtellt war ein
Denkſchrift der kinematographiſchen Fachpreſſe, die Gutachten
zugunſten des Kinos anführt von Männern wie Albert Baſſer-
mann, Harry Walden, Joſeph Giampietro, Dr. Karl Hage-
mann, Hermann Bahr, Hans Heins Ewers, Johannes Schlaf,
Viktor Holländer und anderen, die erklärt haben, daß der Kine-
matograph als ein neues Ausdrucksmittel der Kunſt anzu-
ſprechen ſei. Auch vom Schutzverband deutſcher Lichtbild-
theater war eine Schrift zugunſten des „Kientopps“ einge-
gangen.

Von prinzipieller Bedeutung war eine Erklärung des Re-
gierungskommiſſars Landmann. Er präziſierte den Stand-
punkt der Regierung wie folgt: „Es wird anerkannt, daß
Mißſtände beſtehen, und es iſt beabſichtigt, die kinematographi-
ſchen Vorführungen dem S 33a der Gewerbeordnung zu unter-
ſtellen. Ein entſprechender Geſetzentwurf liegt bereits dem
Bundesrate vor. Es wird außerdem ein Geſetzentwurf vor-
bercitet, der Mißſtänden im Reklameweſen entgegentreten ſoll.
Eine reichsrechtliche Regelung der Zenſur iſt nicht in Ausſicht
genommen.“

Die Petitionskommiſſion des Reichstags einigte ſich dahin,
dem Reichstage vorzuſchlagen, ſämtliche Petitionen dem Reichs-
kanzler als Material zu überweiſen.

Die Hölle von Sing-Sing.
Aufſehende Enthüllungen über die Zuſtände im amerika-

niſchen Gefängnis von Sing-Sing ſind vor dem oberſten
Gerichtshofe gemacht worden. Es wurde feſtgeſtellt, daß die
Zellen für die Gefangenen nur eine Länge von 7 Fuß, eine
Breite von 3 Fuß 4 Zoll und eine Höhe von 6 Fuß 6 Zoll be-
ſitzen. Jn dieſen Zellen finden ſich Möbel überhaupi
nicht vor, nur nachts wird von den Wärtern ein Stroh-
ſack, der von Unrat ſtrotzt, dem Gefangenen in die Zelle
hin eingeworfen. (1) Die Gefangenen leiden Hunger,
da ſie nur alle 24 Stunden 350 Gramm Brot und einen
Becher Waſſer erhalten, während Fleiſch niemals verabfolgt
wird. Der oberſte Gerichtshof hat beſchloſſen, das Gefängnis
niederreißen zu laſſen, da es in ſeiner jetzigen Geſtalt
ein Schandfleck für das auf ſonſt ſo hoher Stufe befind-
liche Gefängnisweſen der Vereinigten Staaten darſtellt.

Kleines Allerlei. Ein ſchweres Bauunglück hat ſich
bei den Ausſchachtungsarbeiten im Kanalhafen von Wanne
ereignet. Eine Lokomotive ſtürzte um und erſchlug drei
Arbeiter. Vom Blitz erſchlagen. Jn Heinsberg(Rheinland) erſchlug der Blitz eine Frau, die in der Haustür

ſtand. leider-Jn Weigberg ſchleuderte der W in einer
fabrik eine Näherin durch den ganzen Arbeitsraum. Wunder-
barerweiſe erlitt die Betroffene keinerlei Verletzungen.
Fliegerabſturz. Beim internationalen Flugtag in
Aſpern ſtieß der Apparat des Oeſterreichers Stager in einer
Höhe von 40 Metern gegen das Flugzeug des Franzoſen Molla.
Beide Apparate ſtürzten und wurden gänzlich zertrümmert.
Molla wurde leicht, Stager und ſein Paſſagier, Linienſchiffs-
Leutnant Nepalek, ſchwer verletzt. Heldentaten der
Suffragetten. Jn Southend wurde der Verſuch gemacht,
die Johanneskirche, eine der ſchönſten Kirchen der
Stadt, in Brand zu ſtecken. Jn Saint Andrews in Schott
land iſt ein Teil des Marinelaboratoriums der Univerſität
durch Feuer zerſtört worden. Alle Anzeichen deuten darauf
hin, daß es ſich um neue Verbrechen der Suffragetten handelt.

J laß zu geſtatten. Nun gehen in der erwähnten reichlichen Kollege Krauſch als Reviſor gewählt. Nach Erledigung einiger
8 halben Stunde von 6,25 bis 7,00 Uhr drei Schnellzüge von interner Angelegenheiten erfolgte nach der Vorleſung derLeipzig nach Berlin ab. Mit dem Punkt 7 Uhr Leipzig ver- Präſenzliſte Schluß der Sitzung. Es fehlten entſchuldigt: Vol

laſſenden LZug fahren gewöhnlich nach öfters vorgenommener Kroll, Lorenz, Töpfer, Kloß, Fabrikarbeiter; unentſchuldigt:
Auszählung ganze 5--8 Paſſagiere. Wegen dieſen paar Pfitzner, Fabrikarbeiter; Rühlemann, Maler; Schröder und AnMänniken müſſen rund 500 Paſſagiere des Arbeiterzuges eine l Eulitz, Zimmerer, und Wehlmann, Glaſer. ein
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